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der Nachwuchs fehlt, so könnte man die Situation bei der Ausbildung zur Rechtsanwalts-
und Notarfachangestellten umschreiben. Gab es bei anderen Kammern schon in den ver-
gangenen Jahren teilweise Probleme, freie Ausbildungsstellen zu besetzen, so ist dieses
Problem jetzt auch im Kammerbezirk Braunschweig aufgetreten.
Insgesamt sind 2012 lediglich 122 neue Ausbildungsverträge geschlossen worden, so we-
nig wie noch nie. 
Darüber hinaus sind von diesen 122 Verträgen 17 Verträge bereits vor Beginn der Ausbil-
dung und bislang drei Verträge in der Probezeit aufgelöst worden. Es bestehen dement-
sprechend noch 102 Ausbildungsverträge im gesamten Kammerbezirk.
Woran liegt dieser dramatische Einbruch bei den Ausbildungsverträgen? Die Gründe hier-
für sind sicherlich vielschichtig. Teilweise fehlt es den Bewerbern – wie mir von Kollegen
bestätigt wird – an der Qualität, teilweise ist dies sicherlich auch auf die zurück gegangene
Zahl der Bewerber aufgrund der demografischen Entwicklung zurück zu führen.
Hatten wir vor Jahren noch auf eine freie Ausbildungsstelle ca. 30 – 40 Bewerbungen, so

gingen in diesem Jahr teilweise auf eine angebotene Stelle nur noch 3 – 4 Bewerbungen ein.
Wir müssen uns also darauf einstellen, dass wir mit anderen Berufsgruppen verstärkt konkurrieren und die Jugendlichen
zwischen attraktiven und nicht so attraktiven Ausbildungsplätzen wählen können, insbesondere die qualifizierten Ju-
gendlichen.
Die frühere Attraktivität des Ausbildungsberufes war vor allem dadurch geprägt, dass nach Beendigung der Ausbildung
eine vielseitige Verwendbarkeit gegeben war. Diejenigen, die ihre Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hatten, wurden
gerne auch von Versicherungen, Banken, Unternehmen und anderen Institutionen beschäftigt. Auch diese Möglichkeit hat
offensichtlich abgenommen, denn bei der letzten Belobigungsfeier für diejenigen Auszubildenden, die ihre Prüfung mit
Gut oder besser absolviert haben, hatten die Mehrzahl derjenigen, die von ihren Ausbildungskanzleien nicht übernommen
worden waren, noch keine Anstellung auf dem freien Arbeitsmarkt gefunden.
Wir müssen deshalb für die Attraktivität des Ausbildungsberufes etwas unternehmen. Von Kammerseite aus kann nur für
den Ausbildungsberuf bei den einschlägigen Institutionen und in den Schulen geworben und der Beruf vorgestellt wer-
den. Die Attraktivität steht und fällt aber auch mit den Verdienstmöglichkeiten und zwar sowohl während der Ausbildung
als auch nach deren Beendigung. Die Frage, ob nach Beendigung der Ausbildung eine Übernahme möglich ist, wird in
den letzten Jahren viel häufiger gestellt als in früheren Zeiten.  Wenn man bei der Versicherung oder Bank oder einem an-
deren Unternehmen eine gewisse Übernahmegarantie hat, so entscheidet man sich dann auch gleich für die Ausbildung
in diesem Unternehmen. Hinzutritt, dass die Einstiegsgehälter nach Abschluss der Ausbildung in den Anwaltskanzleien
nach wie vor unterhalb der ansonsten gezahlten Vergütung liegen.
Dies gilt auch für die Ausbildungsvergütungen.
Bei den abgeschlossenen Verträgen in diesem Jahr  ergaben sich hinsichtlich der Vergütungen eklatante Differenzen. So
liegt die minimale Vergütung im ersten Lehrjahr bei EUR 255,64, die maximale bei EUR 700,00, im zweiten Lehrjahr be-
trägt die minimale Vergütung EUR 285,00 die maximale Vergütung EUR 725,00 und im dritten Lehrjahr Minium EUR
310,00 Maximum EUR 750,00.
Bei der Minimalvergütung von EUR 255,64 drängt sich der Verdacht auf, dass es sich hier um die aufgrund der Eu-
roumstellung in 2002 umgerechneten Beträge handelt und diese dann in den letzten 10 Jahren offensichtlich nicht mehr
angepasst worden sind.
Die Kammer hat es bislang immer vermieden, hinsichtlich der Ausbildungsvergütungen eine Empfehlung zur Höhe aus-
zusprechen.
Allerdings muss sich die Kammer für die Zukunft vorbehalten, bei Vereinbarung einer unangemessenen Vergütung sol-
che Verträge nicht mehr zu genehmigen.
Ich appelliere deshalb an dieser Stelle an alle Kolleginnen und Kollegen, über eine maßvolle Erhöhung im nächsten Jahr
nachzudenken. Eine Erhöhung der Ausbildungsvergütung würde sicherlich auch die Attraktivität des Ausbildungsberufes
steigern. Dies dürfte im Interesse aller Kolleginnen und Kollegen liegen, denn auch bei fortschreitender Elektronik im
Bürobereich und im Rechtsverkehr werden wir auch in Zukunft nicht auf qualifiziertes Personal verzichten können.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr Michael Schlüter 
Präsident
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Aus der Arbeit des Vorstandes

Vorstellung der neuen geschäftsführerin

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

seit dem 01.07.2012 bin ich die neue Geschäftsführerin
der Rechtsanwaltskammer Braunschweig, nachdem mei-
ne Vorgängerin Frau Rechtsanwältin Heise zum
30.06.2012 ausgeschieden ist. Da mich sicher viele Kol-
legen noch nicht kennen, möchte ich die Gelegenheit
nutzen, mich Ihnen kurz vorzustellen. 

Nach meinem Studium in Saarbrücken und Göttingen
habe ich 1986 mein erstes Staatsexamen und  nach dem
Referendariat im Bezirk des Oberlandesgerichts Braun-
schweig 1989 mein zweites Staatsexamen abgelegt. Da-
nach war ich zunächst für einige Jahre in Helmstedt und
dann in Braunschweig als angestellte Rechtsanwältin tä-
tig und habe während dieser Zeit zuerst den Fachan-
waltstitel für Arbeitsrecht und später für Strafrecht er-
worben. Seit 1999 betreibe ich meine Anwaltskanzlei in
Braunschweig in Bürogemeinschaft mit 2 anderen Kol-
leginnen. 

Seit  März 2003 habe ich dem Vorstand der Rechtsan-
waltkammer angehört, zuletzt seit März 2007 war ich bis
zu meinem Ausscheiden zum 30.06.2012 die Schatz-
meisterin.

Um mich ganz meiner neuen spannenden Aufgabe wid-
men zu können, wickele ich mein Büro derzeit ab.

Ich freue mich auf meine neue Tätigkeit in der Kammer
und stehe Ihnen gerne als Ansprechpartnerin zur Verfü-
gung. Ich lade Sie herzlich ein, sich bei Fragen und Pro-
blemen an mich zu wenden. Mit tatkräftiger Unterstüt-
zung der Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle sind wir
immer bemüht weiter zu helfen.

Petra Boeke
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abschlussfeier für die auszubildenden der rechtsanwalts-

und/oder notarfach-angestelltenprüfung im Sommer 2012
Am Mittwoch, 18. Juli 2012, fand zum wiederholten
Male die Abschlussfeier für die frisch geprüften
Rechtsanwalts- und/oder Notarfachangestellten aus
dem Kammerbezirk statt. 

Die Rechtsanwaltskammer würdigte im Rahmen die-
ser Veranstaltung die Leistungen derjenigen Absolven-
tinnen und Absolventen, die überdurchschnittlich ab-
geschnitten hatten. Insgesamt haben 108 Prüflinge aus
den Prüfungsbezirken Braunschweig, Goslar, Göttin-
gen, Northeim und Wolfsburg teilgenommen. Fünf
Kandidatinnen und ein Kandidat erreichten eine Ge-
samtnote von „sehr gut“, 30 Kandidatinnen und Kan-
didaten eine Gesamtnote von „gut“. Mit „befriedi-
gend“ wurden 41 Prüfungen bewertet, mit „ausrei-
chend“ 23. Lediglich 9 Kandidaten bestanden nicht.

Der Vorsitzende der Ausbildungsabteilung des Vor-
standes, Herr Rechtsanwalt Christoph Höxter, würdig-
te in einer Ansprache die Leistungen der anwesenden
Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer. Er dankte
den Ausbilderinnen und Ausbildern und auch den Mit-
gliedern der Prüfungskommissionen. Für die Rechts-
anwaltskammer überbrachte er die besten Wünsche
für den weiteren beruflichen Weg und übergab sodann
die Belobigungsurkunden einzeln an die Absolventin-
nen und Absolventen. 
Hervorgehoben seien an dieser Stelle die sechs besten
Prüflinge. Es handelt sich hierbei um

Marina Schreiber 94,57 Punkte, Northeim
Kerstin Günther 93,14 Punkte, Göttingen
Vera Shostak 93,14 Punkte, Göttingen 
Anke Pastrick-Vetter 92,71 Punkte, Northeim
Carolin Brockmann 92,52 Punkte, Goslar und
Dennis Herrmann 92 Punkte, Goslar.

Für die Rechtsanwaltskammer gratulierten auch der
Vizepräsident, Herr Rechtsanwalt und Notar Jens Voll-
mer sowie das Mitglied des Präsidiums, Herr Rechts-
anwalt und Notar Rainer Gassel und das Mitglied des
Berufsbildungsausschusses, Herr Rechtsanwalt Ulrich
Conrady sowie die Geschäftsführerin, Frau Rechtsan-
wältin Petra Boeke. Weiter sind zu nennen das Mit-
glied der Ausbildungsabteilung Herr Rechtsanwalt
Stefan Fromme und die Geschäftsführerin der Notar-
kammer, Frau Bettina Schindler-Klein, die jeweils
noch ein kleines Präsent als Anerkennung der beson-

deren Leistungen übergaben.

Erfreulich war, dass auch Mitglieder der Prüfungsaus-
schüsse und Lehrkräfte den Weg in die Geschäftsstel-
le gefunden hatten, um mit den Prüflingen zu feiern.
Nach Abschluss des offiziellen Teils lud die Kammer
zu einem kleinen Imbiss ein, der Gelegenheit zu regen
Gesprächen zwischen den Vertretern der Rechtsan-
walts- und Notarkammer, den Prüfungsausschussmit-
gliedern und den Absolventen bot. 

Den frisch gebackenen Fachangestellten stehen sicher-
lich gute berufliche Perspektiven offen. Die rückläufi-
ge Zahl der Prüflinge und der erkennbare Rückgang in
der Anzahl der Ausbildungsverhältnisse, speziell in
der Stadt Braunschweig, geben allerdings auch Anlass
zum Nachdenken, ob auch in Zukunft eine genügend
große Anzahl an ausgebildeten Fachkräften den Be-
darf der Anwaltschaft im Kammerbezirk decken kann.
Die Kolleginnen und Kollegen sollten alle Möglich-
keiten ergreifen, bereits im Rahmen von Schulprakti-
ka und sonstigen Anfragen mögliche Interessenten
frühzeitig für eine Ausbildung zu interessieren. Eine
auch im Vergleich zu anderen dienstleistenden Beru-
fen auskömmliche Ausbildungsvergütung und ange-
messene Betreuung in der Ausbildungszeit sind si-
cherlich ebenfalls unerlässliche Bestandteile zur Zu-
kunftssicherung im Bereich der nichtjuristischen Mit-
arbeiterschaft.

Braunschweig, den 11. September 2012

Rechtsanwalt Christoph Höxter

RA Höxter, Kerstin Günther, Vera Shostak, Marina Schreiber, RAuN
Vollmer (v.l.)
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Berufsfragen

Bericht aus Berlin

rechtsbehelfsbelehrung im Zivilprozess
Anfang Mai hat das Bundeskabinett den Gesetzent-
wurf zur Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung im
Zivilprozess beschlossen. Der Entwurf führt eine
Rechtsbehelfsbelehrungspflicht in allen bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten ein, in denen die anwaltliche Ver-
tretung nicht obligatorisch ist. Diejenigen Rechtsbe-
helfe, über die zu belehren ist, werden ausdrücklich
aufgezählt. Die unterbliebene oder fehlerhafte Rechts-
behelfsbelehrung wird bei einem Wiedereinsetzungs-
antrag berücksichtigt.
Die BRAK hatte im vergangenen Jahr eine Stellung-
nahme zum Referentenentwurf abgegeben. Sie be-
grüßt die Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung
grundsätzlich. Es sei zur Vermeidung unzulässiger,
insbesondere nicht fristgerecht eingelegter Rechtsbe-
helfe sinnvoll und bürgerfreundlich, in der anfechtba-
ren Entscheidung über den statthaften Rechtsbehelf zu
informieren, heißt es in der Stellungnahme. Kritisch
äußert sich die Kammer dagegen zu der Einschrän-
kung, dass nur belehrt werden muss, wenn eine An-
fechtung überhaupt statthaft ist. Es sollte nach Ansicht
der BRAK auch darüber belehrt werden, dass eben

kein Rechtsmittel möglich ist. Dies nicht zuletzt auch
im Interesse einer Vermeidung unzulässig eingelegter
Rechtmittel.

Patientenrechte
Am 23. Mai 2012 wurde im Bundeskabinett der Ge-
setzentwurf zur Verbesserung der Rechte von Patien-
tinnen und Patienten beschlossen. Mit den geplanten
Neuregelungen wird angestrebt, Patientenrechte trans-
parent, verlässlich und ausgewogen zu gestalten und
sie in der Praxis möglichst problemlos zu gewährleis-
ten. Das Dienstvertragsrecht im 8. Titel des BGB soll
hiernach um einen neuen Untertitel „Behandlungsver-
trag“ ergänzt werden, der in den §§ 630a bis 630h
BGB-E die bisherigen richterlich entwickelten Grund-
sätze des Arzthaftungs- und Behandlungsrechts fest-
schreiben soll. Dabei sollen Informations- und Aufklä-
rungspflichten gegenüber dem Patienten, die Pflicht
zur Dokumentation der Behandlung, das Aktenein-
sichtsrecht und die Beweislastverteilung bei Behand-
lungsfehlern in ihren Grundzügen geregelt werden.
Ferner sollen die Rechte der Patienten gegenüber Leis-
tungsträgern und die Patientenbeteiligung durch Än-
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derung einiger Vorschriften im SGB V, im KHG und
der PatBeteiligungsV gestärkt werden.

regierungsentwurf zur Partnerschaft mit be-
schränkter Berufshaftung
Das Bundeskabinett hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit
beschränkter Berufshaftung und zur Änderung des Be-
rufsrechts der Rechtsanwälte, Patentanwälte, Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer beschlossen.
Die Haftung für Verbindlichkeiten aus Schäden wegen
fehlerhafter Berufsausübung soll dabei, anders als bei
der herkömmlichen Partnerschaft, auf das Gesell-
schaftsvermögen begrenzt werden. Im Gegenzug gel-
ten für die PartGmbB besondere Regelungen zur
Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung.

gemeinsame Stellungnahme von BraK und DaV
zum geplanten Kostenrechtsmodernisierungsge-
setz
BRAK und DAV haben zum Referentenentwurf für
ein 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz (KostR-
MoG) eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben.
Sie begrüßten, dass der RefE eine lineare Anpassung
der Rechtsanwaltsvergütung vorsieht und strukturell
einige Fehlentwicklungen beseitigt, die im Zu-

sammenhang mit Ablösung der BRAGO durch das
RVG entstanden sind. Aus Sicht von BRAK und DAV
wird das Ziel des Gesetzentwurfs, die anwaltliche Ver-
gütung an die übrige wirtschaftliche Entwicklung an-
zupassen, aber noch nicht in allen Punkten erreicht.
Dazu sind sowohl im Bereich der strukturellen Ände-
rungen als auch der linearen Anpassung der Gebühren
noch weitere Verbesserungen notwendig.
BRAK und DAV sehen insbesondere Nachbesserungs-
bedarf bei der Struktur der Gebührentabellen nach §
13 RVG und § 49 RVG, im Hinblick auf die vorge-
schlagene Änderung der Gewichtung der Bemes-
sungskriterien in § 14 RVG, im Bereich der Gegen-
standswerte sowie bei der Einigungs- und Erledi-
gungsgebühr. Darüber hinaus unterbreiten sie dem Ge-
setzgeber eigene Änderungsvorschläge. Hervorzuhe-
ben sind dabei die Einführung einer Erhöhung der Ter-
minsgebühr für zusätzliche Termine zur Beweisauf-
nahme, zusätzlicher Verfahrensgebühren für Fälle der
Streitverkündung und Tatbestandsberichtigungsanträ-
ge sowie die Anpassung des Formerfordernisses für
Anwaltsrechnungen an den elektronischen Rechtsver-
kehr.

(Quelle: BRAK)

Vertretung in eigener Sache

ein rechtsanwalt, der sich als naturalpartei in ei-
gener Sache vor einem auswärtigen Prozessgericht
selbst vertritt, hat in aller regel einen anspruch
auf erstattung seiner reisekosten nach den Be-
stimmungen des rechtsanwaltsvergütungsgesetzes. 
Ein Rechtsanwalt ist nämlich nicht gehalten, darauf zu
verzichten, sich vor einem auswärtigen Prozessgericht
selbst zu vertreten und stattdessen einen dort zugelas-
senen Rechtsanwalt mit seiner Prozessvertretung zu
beauftragen. Die Regel, wonach einer auswärtigen
rechtskundigen Partei zuzumuten ist, einen Prozessbe-
vollmächtigten am Gerichtsort zu beauftragen, gilt in-
soweit nicht, weil es im berechtigten und vorrangigen
Interesse des Rechtsanwalts liegt, sein Anliegen per-
sönlich im Rechtsgespräch in der mündlichen Ver-
handlung vorzubringen. Damit ist gleichzeitig die Pro-
zessführung in eigener Sache vor dem auswärtigen
Gericht als Maßnahme zweckentsprechender Rechts-
verfolgung oder Rechtsverteidigung im Sinne von §
91 Abs. 1 Satz 1 ZPO anzusehen. Für den zum Insol-
venzverwalter bestellten oder in sonstiger Weise als

Partei kraft Amtes tätigen Rechtsanwalt gilt dies nicht
in gleicher Weise, da hier der Grad der persönlichen
Betroffenheit geringer ist als bei einem als Naturalpar-
tei prozessierenden Anwalt.
Nur der Vollständigkeit halber weist der Senat darauf
hin, dass der Rechtsanwalt als Kläger in jedem Fall -
selbst wenn man die Erstattungsfähigkeit der Reise-
kosten nach dem RVG verneinen würde - Anspruch
auf Erstattung von Parteireisekosten nach dem JVEG
gehabt hätte, da sein persönliche Erscheinen angeord-
net wurde. 
Ohne Belang ist auch, dass die durch die Einschaltung
eines Terminsvertreters anfallenden Kosten deutlich
niedriger gewesen wären als die zur Erstattung anste-
henden Reisekosten. Die erstattungsfähigen Reisekos-
ten des nicht am Gerichtsort ansässigen Rechtsanwalts
sind nämlich nach der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs nicht notwendig auf diejenigen Kosten be-
schränkt, die durch die Beauftragung eines Termins-
vertreters entstanden wären.
OLG München, Beschl. v. 24.04.2012 - 11 W 627/12
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Aktuelles

Feierlicher amtswechsel

des Präsidenten des niedersächsischen agH

Der Braunschweiger Rechtsanwalt und Notar Christi-
an Propfe ist mit Wirkung zum 01.08.2012 für die
Dauer von 5 Jahren zum neuen Präsidenten des
Niedersächsischen Anwaltsgerichtshofs bestellt wor-
den. Die Bestellung durch das Niedersächsische Jus-
tizministerium erfolgte auf Vorschlag der drei Nieder-
sächsischen Rechtsanwaltskammern Braunschweig,
Celle und Oldenburg.
Herr Propfe löst damit Herrn Rechtsanwalt und Notar
Dr. Jürgen Restemeyer mit Kanzleisitz in Osnabrück
ab, der das Amt seit dem 01.01.2002 als Präsident und
Vorsitzender des ersten Senats wahrnahm.
In einer Feierstunde am 17.07.2012 in den Räumlich-
keiten des Oberlandesgerichts Oldenburg verabschie-
dete Herr Ministerialdirigent Petzold vom Niedersäch-

sischen Justizministerium Herrn Dr. Restemeyer offi-
ziell als Präsidenten und händigte dem Kollegen Prop-
fe seine Ernennungsurkunde aus.
Rechtsanwalt Propfe (Jahrgang 1955) ist seit 1998 als
ehrenamtlicher Richter am Niedersächsischen An-
waltsgerichtshof tätig, seit 2003 als stellvertretender
und seit Oktober 2001 als Vorsitzender eines Senates.
In Braunschweig praktiziert er als Rechtsanwalt seit
1982 und seit 1996 auch als Notar. 
Nach 42 Jahren ist nun erstmals wieder ein Präsident
bestellt, der Mitglied der Rechtsanwaltskammer für
den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig ist.

Petra Boeke
Geschäftsführerin

mediationsgesetz in Kraft getreten

Das Mediationsgesetz wurde am 25.07.2012 im
Bundesgesetzblatt verkündet und ist am darauffolgen-
den Tag, am 26.07.2012 in Kraft getreten (Gesetz zur
Förderung der Mediation und anderer Verfahren der
außergerichtlichen Konfliktbeilegung, BGBl. I, 2012
vom 25.07.2012, Seite 1577).
Künftig können danach Rechtsstreitigkeiten ohne zu-
sätzliche Kosten für die Parteien an einen Güterichter
verwiesen werden, der keine Entscheidungsbefugnis
hat, sondern ausschließlich nach Möglichkeiten für
eine einvernehmliche Lösung sucht. Damit soll die
richterliche Streitschlichtung klar von der Mediation
abgegrenzt werden. So kann der Güterichter, anders
als der Mediator, rechtliche Bewertungen vornehmen
und den Parteien Lösungen für den Konflikt vorschla-
gen.
Im neuen Gesetz ist jetzt auch die Mediatorenausbil-
dung geregelt. Als zertifizierter Mediator darf sich be-
zeichnen, wer über ein abgeschlossenes Hochschul-
oder Fachhochschulstudium oder mehrjährige Berufs-
erfahrung verfügt und darüber hinaus eine  Media-
tionsausbildung mit genau festgelegten Inhalten absol-
viert hat. Gemäß § 6 Mediationsgesetz wird das BMJ
ermächtigt, eine Rechtsverordnung zu erlassen, die

unter anderem die Details der Aus-und Fortbildung für
zertifizierte Mediatorinnen und Mediatoren regelt.

Die rak.seminare GmbH Celle und Oldenburg bietet in
diesem Zusammenhang Fortbildungsveranstaltungen
an, die auch förderungsfähig nach IWiN ( Individuelle
Weiterbildung in Niedersachsen) sind. Einzelheiten
dazu entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Ankündi-
gung des Seminarservice:
Freie Bahn für das mediationsgesetz: Wichtige in-
formationen für mediatorinnen und mediatoren,
bzw. für alle, die es werden wollen!

Das Mediationsgesetz kann nun endlich in Kraft tre-
ten. Der Bundesrat bestätigte den im Vermittlungsaus-
schuss  gefundenen Kompromiss. Die Änderungen be-
treffen ausschließlich die gerichtsnahe Mediation, die
Vorschriften zu Aus-und Fortbildung bleiben erwar-
tungs-gemäß unverändert. 
Auf Wunsch der Länder ist auch weiterhin die ge-
richtsinterne Streitschlichtung durch einen Güterichter
möglich. Dieser darf bei der Güteverhandlung alle
Methoden der Konfliktbei-legung einschließlich der
Mediation einsetzen. Die Bezeichnung Mediator ist
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künftig allerdings außergerichtlichen Streitschlichtern
vorbehalten. Nachdem Bundestag und Bundesrat den
Kompromissvorschlag des Vermittlungsausschusses
akzeptiert haben, kann das Gesetz nun dem Bundes-
präsidenten zur Unterschrift vorgelegt werden. Es tritt
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetz-
blatt in Kraft, nach unseren Informationen wird dies
Anfang August der Fall sein.

Was genau wird im mediationsgesetz bezüglich der
anforderungen an aus- und Fortbildung geregelt?
In § 5 werden grundlegende Anforderungen an die
Ausbildung und Fortbildung definiert. Es wird zu-
künftig auch möglich sein, sich als Mediator / Media-
torin zertifizieren zu lassen. Es gibt also zukünftig
Mediatoren und zertifizierte Mediatoren. Wir gehen
zwar davon aus, dass zukünftig die Zertifizierung zwar
Standard, aber eben nicht zwingend sein wird. 
Gemäß § 6 MedG wird das BMJ ermächtigt, eine
Rechtsverordnung (RVO) zu erlassen, die unter ande-
rem die Details der Aus-und Fortbildung u.a. für zer-
tifizierte mediatoren und mediatorinnen regeln
wird. Die Grundlagen stehen aber faktisch bereits jetzt
fest, da sie schon in der Begründung der Beschlus-
sempfehlung detailliert vorgegeben wurden. Dies gilt
auch für die Übergangsregelungen für Mediatoren und
Mediatorinnen, die bereits eine abgeschlossene Aus-
bildung von mindestens 90 Stunden absolviert haben.
Die RVO  soll allerdings erst ein Jahr nach ihrem er-
lass in Kraft treten. Unserer Einschätzung nach wird
dies frühestens im Herbst 2013 der Fall sein. Details
können Sie dem Gesetz und der ausführlichen Be-
gründung entnehmen 

Welche Voraussetzungen müssen erfüllt werden,
um sich zertifizieren zu lassen?
Mediatoren können sich problemlos zertifizieren las-
sen, wenn eine Ausbildung von mindestens 120 Zeit-
stunden absolviert wurde, die den Standards der noch
zu erlassenden RVO entspricht. Hierbei kommt es
nicht darauf an, ob die Ausbildung vor dem Inkrafttre-
ten des MedG oder danach abgeschlossen wurde. Un-
sere bisherigen 90-stündigen Grundaus-bildungen ent-
sprechen den geforderten Standards.

Welche Übergangsregelungen gibt es für mediato-
ren und mediatorinnen, die bereits über eine abge-
schlossene ausbildung von mindestens 90 Stunden
verfügen und sich zertifizieren lassen möchten?
In der Gesetzesbegründung werden zwei Zeitpunkte
und daran anknüpfend unterschiedliche Optionen auf-

geführt.

1. Sie haben bis zum  inkrafttreten des gesetzes eine
abgeschlossene Ausbildung mit mindestens 90, aber
weniger als 120 Stunden: Sie können die fehlenden
Stunden durch praktische erfahrungen oder
durch Fortbildungen ausgleichen.

2. Sie haben bis zum inkrafttreten der rechtsver-
ordnung eine abgeschlossene Ausbildung mit min-
destens 90, aber weniger als 120 Stunden absolviert:
Sie können die fehlenden Stunden durch eine
„nachschulung“ der fehlenden Stunden oder in-
halte bis zum Inkrafttreten der RVO ausgleichen
und können sich dann als zertifizierter Mediator
(m/w) bezeichnen.

Wir haben unsere Fortbildungsangebote 2012 / 2013
deshalb erweitert, um allen Interessenten die Möglich-
keit zu geben, fehlende Zeitstunden noch vor dem In-
krafttreten der Rechtsverordnung nachzuholen.

Für Mediatoren und Mediatorinnen aus dem Kammer-
bezirk Oldenburg, die über eine Grundausbildung von
mindestens 90 Zeitstunden verfügen, bieten die rak.se-
minare eine eigene Fortbildung mit 30 Zeitstunden
vom 16. – 19. 1. 2013 in der Heimvolkshochschule
Rastede bei Oldenburg an. Anmeldungen hierzu sind
ab sofort möglich. Die ausführliche Seminarbe-
schreibung ist beigefügt. Diese Fortbildung ist auf-
grund des erhöhten Miet- und Verpflegungsanteils et-
was teurer als in Celle. 

In Celle finden weitere 30-stündige Praxis- Seminare
statt, für den Termin vom 13.- 16.2. 2013 sind noch
ausreichend Plätze frei, die Termine in 2012 sind fast
ausgebucht.

Weiteres Fortbildungsangebot in Celle: Hocheskalier-
te Konflikte in der Mediation mit Heiner Krabbe, vom
11. - 12.12.2012 mit 15 Zeitstunden. Geeignet auch als
Fortbildung bei angestrebter Zertifizierung nach dem
neuen Mediationsgesetz.
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ab wann werden die lehrgänge in Celle an die
neue gesetzeslage angepasst?
ab 2013 werden  nur noch Lehrgänge mit 120 Zeit-
stunden angeboten.

termine 2013:

lehrgang i: 10.1. –    4.5.2013 – 5 x 3 Tage
lehrgang ii: 20.6. – 18.8. 2013 – 2 x 7 Tage

Mindestens der Lehrgang I  wird vor Inkrafttreten der
RVO abgeschlossen werden.
Detaillierte Beschreibungen der aufgeführten Fortbil-
dungen finden Sie auf der Homepage, www.rak-semi-
nare.de / Seminare / Rechtsanwälte/Mediation

ganz wichtig: Finanzielle Förderung durch iWin
Alle unsere Fortbildungen ab 30 Zeitstunden sind
grundsätzlich förderfähig nach IWiN (Individuelle
Weiterbildung in Niedersachsen). Mit diesem Pro-

gramm werden die Kosten von geeigneten Weiterbil-
dungen auch von Freiberuflern gefördert. Dies gilt
selbstverständlich auch für die Praxis-Tage und die
Grundausbildungen.

IWiN läuft zum 30.6.2013 aus, nutzen Sie also noch
die Möglichkeit der einkommensunabhängigen Förde-
rung in Höhe von mindestens 50% der Lehrgangskos-
ten. Nach unseren Informationen kann jede einzelne
Beratungsstelle entscheiden bis zu welchem Stichtag
die Antragsbewilligung abgeschlossen sein muss (u.U.
auch schon vor dem 30.06.2013). Nähere Informatio-
nen finden Sie ebenfalls auf unserer Homepage in der
Rubrik „Informationen“. Bei Interesse sollten Sie um-
gehend einen Antrag stellen. Eine verbindliche An-
meldung ist nach den Richtlinien erst nach Antragsbe-
willigung möglich.
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Geschäftsstel-
le der rak.seminare(Frau Schnug, 05141 978012).

BgH entscheidet über Kappungsgrenze

Der BGH hat nun endlich in einer aktuellen Entschei-
dung vom 11.07.2012 – VIII ZR 323/11 - klargestellt,
dass eine Erhöhung der Geschäftsgebühr über die Re-
gelgebühr von 1,3 hinaus nur gefordert werden kann,
wenn die Tätigkeit des Rechtsanwalts umfangreich
oder schwierig war. Sie ist deshalb auch nicht unter
dem Gesichtspunkt der Toleranzrechtsprechung bis
zur einer Überschreitung von 20% der gerichtlichen
Überprüfung entzogen. 

Zuvor hatten der IX. und der VI. Senat in den Ent-
scheidungen vom 13.01.2011 – XI ZR 110/10 - und
vom 08.05.2012 – VI ZR 273/11 – entschieden, dass
die Überschreitung der Regelgebühr von 1,3 um bis zu
20% aufgrund der sog. Toleranzrechtsprechung der
gerichtlichen Kontrolle entzogen sei. Die dadurch auf-
getretenen Irritationen hat der VIII. Senat in seiner ak-
tuellen Entscheidung nun beseitigt  und damit dem
Wortlaut und dem Sinn und Zweck des gesetzlichen
Gebührentatbestandes der Ziff. 2300 VV VRG Rech-
nung getragen. Eine Erhöhung der Geschäftsgebühr
über die Regelgebühr hinaus ist nicht in das Ermessen
des Rechtsanwalts gestellt, sondern eine Gebühr von
mehr als 1,3 kann nur dann gefordert werden, wenn
die Tätigkeit umfangreich oder schwierig war.

Bemerkenswert an der Entscheidung ist insbesondere
der Hinweis, dass der IX. Zivilsenat auf Anfrage hin

mitgeteilt habe, dass er ebenfalls dieser Auffassung sei
und sich aus seinem Urteil vom 13.01.2011 nichts an-
deres ergebe. Der VI. Zivilsenat hat erklärt, dass er im
Hinblick auf die Äußerung des IX. Zivilsenats, dessen
Entscheidung er sich angeschlossen hatte, keine Be-
denken gegen die in Aussicht genommene Entschei-
dung des VIII. Zivilsenats habe.

Damit sieht sich auch die Gebührenabteilung der
Rechtsanwaltskammer bestätigt, die auch nach den
beiden Entscheidungen vom 13.01.2011 und vom
08.05.2012 weiter die Auffassung vertreten hat, dass
die Kappungsgrenze des 2300 VV RVG entsprechend
dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes nur über-
schritten werden darf, wenn die zu beurteilende Ange-
legenheit überdurchschnittlich umfangreich oder
schwierig war.

Zu der neuen Entscheidung gibt es eine lesenswerte
Anmerkung von Rechtsanwalt Herbert Schons, dem
Präsidenten der Rechtsanwaltskammer Düsseldorf und
Vorsitzenden der Gebührenreferentenkonferenz, die
mit freundlicher Genehmigung der Zeitschrift AGS
nachfolgend abgedruckt ist.

Petra Boeke
Geschäftsführerin
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anmerkung zum urteil des BgH vom 11.07.2012 –
Viii Zr 323/11

Simsalabim Die weiße taube und der BgH
Da behaupte noch einer, Rechtsprechung im Allgemei-
nen und Rechtsprechung zum anwaltlichen Gebühren-
recht im ganz Besonderen sei langweilig! Nachdem die
Bundesrichter in Karlsruhe das Entertainment für sich
entdeckt haben, darf man praktisch jeder neuen Ent-
scheidung mit Genuss und Vorfreude entgegenfiebern.
Die neuesten Erkenntnisse aus Karlsruhe zur Toleranz-
rechtsprechung bei Rahmengebühren und zur Anmer-
kung zu Nr. 2300 VV sind Unterhaltung pur und haben
etwas von einer Zaubershow in deren Mittelpunkt die
berühmte weiße Taube steht, die mal da ist, mal ver-
schwindet und dann wieder da ist. Derartige Zauber-
kunststücke heben sich wohltuend von der Tätigkeit
von Hobby-Zauberern ab, wie sie beispielsweise in
Walsrode und Bremervörde zu finden sind, die ganze
Vergütungstatbestände verschwinden lassen, ohne dass
es ihnen gelingt, sie wieder hervorzuzaubern.  Da ist
man eben in Karlsruhe weitaus besser aufgehoben.

Hier ein kurzer Überblick über die Zauberei aus Karls-
ruhe, die natürlich nicht von einem einzigen Senat be-
werkstelligt werden konnte:
Erster Akt: 
Verwirrung und Überraschung. Am 13.1.2011 lässt der
IX. Senat vor einem erstaunten, naturgemäß zum Teil
auch geradezu begeisterten Publikum die Anmerkung
zu Nr. 2300 VV verschwinden, indem er wortwörtlich
formuliert:
„Die Erhöhung der 1,3fachen Regelgebühr auf eine
1,5fache Gebühr ist einer gerichtlichen Überprüfung
entzogen. Für Rahmengebühren entspricht es allgemei-
ner Meinung, dass dem Rechtsanwalt bei der Festle-
gung der konkreten Gebühr ein Spielraum von 20% …
zusteht“. (Hervorhebungen durch den Unterzeichner). 

Verwirrung macht sich breit! Keiner kann so recht glau-
ben, was er eben gesehen oder auch nicht gesehen hat!
Gebührenrechtler versuchen verzweifelt, in irgendeiner
früheren Entscheidung oder in der Literatur eine
Grundlage für die überraschende Auffassung zu finden,
mit Hilfe der Toleranzrechtsprechung könne man die
Anmerkung außer Kraft setzen. Auch im Bundesjustiz-
ministerium ist man ratlos und der Verfasser dieser An-
merkung schreibt: „Praktisch könnte der Anwalt nun-
mehr in fast allen Fällen die heiß begehrte Mittelgebühr
in Rechnung stellen, obgleich weder beim Schwierig-
keitsgrad noch beim Umfang der anwaltlichen Tätigkeit

auch nur leicht überdurchschnittliche Verhältnisse vor-
handen sind. So anwaltsfreundlich die Entscheidung
sein mag, sie kann schon deshalb nicht akzeptiert wer-
den, weil sie das gesamte Beurteilungsgefüge außer
Kraft setzen würde“.  

Die Gebührenreferententagung der Rechtsanwaltskam-
mern ist sich dann auch einig, dass dieser „Zaubertrick“
wohl noch eine Auflösung erfahren werde, sodass man
weiterhin an der bewährten Beurteilungspraxis in den
Gutachten festhalten sollte. 

Die Rechtsprechung verhält sich ähnlich und stellt
wiederholt fest: „Die Anmerkung zu Nr. 2300 VV lebt
und sie ist auch noch vorhanden. 

Zweiter Akt: 
Der Spannungsbogen wird intensiviert. Der VI. Senat,
tritt mit einer bemerkenswert kurzen Begründung dem
IX. Senat bei, weist die ungehorsamen Untergerichte in
ihre Schranken und billigt dem betroffenen Rechtsan-
walt die abgerechnete Mittelgebühr (1,5) unter Hervor-
hebung der Toleranzrechtsprechung zu.  

Aufmerksame Beobachter im Publikum meinen jedoch
bereits ein kleines Augenzwinkern des Zauberkünstlers
wahrgenommen zu haben. Der VI. Senat belässt es je-
denfalls nicht beim Hinweis auf die Toleranzrechtspre-
chung und noch viel weniger spricht er davon, dass
irgendetwas einer gerichtlichen Überprüfung entzogen
sei, sondern er wirft dem Berufungsgericht „nur“ vor,
den entsprechend dezidierten Vortrag des betroffenen
Rechtsanwaltes zur überdurchschnittlichen Schwierig-
keit der anwaltlichen Tätigkeit nicht ausreichend be-
rücksichtigt zu haben.

Stieg Larsson-Fans ahnen es schon, hier wird nach den
Akten Verblendung und Verdammnis der dritte Akt Ver-
gebung (und Auflösung) vorbereitet. 

Dritter Akt: 
Da ist sie ja wieder! Nach hervorragender dramaturgi-
scher Vorbereitung übergibt der VI. Senat den Stab par-
don den Zylinder an den VIII. Senat, der sich Dank sei-
ner Rechtsprechung zur Anrechnung der Geschäftsge-
bühr ja schon einer bundesweiten Prominenz erfreut
und es sich irgendwie verdient hat, nunmehr seinerseits
Dinge im Gebührenrecht geradezurücken. In einem fu-
riosen Finale bestätigt der VIII. Senat die soeben vom
VI. Senat noch beanstandete Rechtsprechung und führt
wortwörtlich (dies haben wir allerdings so schon ein-
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mal gelesen s.o.) aus: 
„Andernfalls könnte der Rechtsanwalt für durchschnitt-
liche Sachen, die nur die Regelgebühr von 1,3 rechtfer-
tigen, ohne weiteres als eine 1,5-Gebühr verlangen.“
(Erleichterung beim sachkundigen Publikum, sicherlich
aber auch Verärgerung bei betroffenen Rechtsanwälten,
die schon glaubten, auch ohne Rechtfertigung die
Mittelgebühr zur Regelgebühr machen zu können.)

Und durch den Hinweis des VIII. Senats, dass der IX.
und der VI. Senat das ja auch eigentlich gar nicht so ge-
meint hätten (was angesichts der nachzulesenden je-
weiligen Entscheidungsgründe immer noch etwas irri-
tiert), zeigt sich was hinter jedem Zaubertrick nun ein-
mal steckt: 

Die weiße Taube oder die Anmerkung zu Nr. 2300 VV
war immer da, sie wurde zeitweilig nur geschickt ver-
borgen. 

Womit bewiesen wäre: 
Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz ist in der Tat ein
zauberhaftes Gesetz, bei welchem Magie und Illusion
bisweilen ihren unterhaltsamen Platz finden.

RA und Notar Herbert P. Schons,
Präsident der RAK Düsseldorf, Vorsitzender der Ge-
bührenreferententagung der BRAK
(Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung
der Zeitschrift AGS)

ausschreibung von notarstellen 2012

Das Niedersächsische Justizministerium hat in der Ju-
liausgabe der Niedersächsischen Rechtspflege für den
Landgerichtsbezirk Braunschweig 8 Notarstellen aus-
geschrieben.

2 Stellen im Bezirk des Amtsgerichts Braunschweig
3 Stellen im Bezirk des Amtsgerichts Salzgitter
1 Stelle im Bezirk des Amtsgerichts Seesen
1 Stelle im Bezirk des Amtsgerichts Wolfenbüttel
1 Stelle im Bezirk des Amtsgerichts Wolfsburg

Durchschnittliche ausbildungsvergütung im Jahr 2012 im
Bezirk der rechtsanwaltskammer Braunschweig
Wir möchten Sie nachfolgend über die durchschnittliche Ausbildungsvergütung im Jahr 2012 informieren, die
aufgrund der bis zum 20.08.2012 eingetragenen Ausbildungsverträge ermittelt wurde. 

1. Lehrjahr 320,95 €
(min. 255,64 €/max. 700,00 €)

2. Lehrjahr 361,97 €
(min. 285,00 €/max. 725,00 €)

3. Lehrjahr 375,84 €
(min. 310,00 €/max. 750,00 €)

Wie weisen darauf hin, dass die Kammer verpflichtet ist, vor Eintragung die Angemessenheit der Vergütung zu
überprüfen.

Für den Landgerichtsbezirk Göttingen sind keine Stel-
len ausgeschrieben.

Die Bewerbungsfrist endet am 31.10.2012.  
Bezüglich des Bewerbungsverfahrens wird auf die
Veröffentlichung in der Nieders. Rechtspflege vom
16.07.2012 hingewiesen.
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geldwäschegesetz (gwg):
Bestellung eines geldwäschebeauftragten
– anordnung der Bundesrechtsanwaltskammer nach § 9 abs. 4 gwg

Die Bundesrechtsanwaltskammer hat aufgrund der
Befugnis nach § 9 Abs. 4 Sätze 1 und 2 GwG i.d.F.
vom 22.12.2011 (BGBl. I S. 2959) am 10.05.2012 fol-
gende Anordnung zur Bestellung eines Geldwäschebe-
auftragten getroffen:

Rechtsanwälte und verkammerte Rechtsbeistände
nach § 209 BRAO, die für ihre Mandanten
regelmäßig an den Geschäften des § 2 Abs. 1 Nr. 7
GwG mitwirken, haben einen Geldwäschebeauftrag-
ten zu bestellen, der Ansprechpartner für die Strafver-
folgungsbehörden, das Bundeskriminalamt – Zentral-
stelle für Verdachtsmeldungen – und die zuständige
Rechtsanwaltskammer als Aufsichtsbehörde ist, wenn
in der eigenen Praxis mehr als 30 Berufsangehörige
oder Berufsträger sozietätsfähiger Berufe nach § 59a
BRAO tätig sind. Für den Fall seiner Verhinderung ist
dem Geldwäschebeauftragten ein Stellvertreter zuzu-
ordnen. Seine Bestellung und Entpflichtung ist der zu-
ständigen Rechtsanwaltskammer mitzuteilen.

Diese Anordnung wird in den BRAK-Mitteilungen be-
kannt gemacht und wird gemäß §§ 41 Abs. 4 Satz 3,
43 Abs. 1 Satz 1 VwVfG zwei Wochen nach Bekannt-
machung wirksam.

Die vorstehende Anordnung wird hiermit ausgefertigt
und verkündet.

Berlin, 05.06.2012

Axel C. Filges
Präsident

Hinweis: Erläuterungen dazu enthält die BRAK Mit-
teilung Ausgabe 04/2012.
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Oppermann

Bad-Pavillon Oppermann . Im Gewerbegebiet 6 . 38315 Schladen . Telefon 0 53 35/9 29 50

PROFITIEREN SIE VON 
UNSERER ERFAHRUNG!

Unser Leitbild
• Im Mittelpunkt unseres Denkens und Handelns

steht der Kunde mit seinen Wünschen/Bedürfnis-
sen. Wir wollen ihm den größten Nutzen bieten.

• Der Komplett-Service wird bei uns groß geschrie-
ben. Der Kunde erhält seine Leistungen in bester
Qualität aus einer Hand.

• Wir sind immer auf der Suche nach innovativen
Lösungen.

• Unsere Leistungen enden nicht mit dem Verkauf.
Wir interessieren uns ehrlich für jeden Kunden
und nehmen den After-Sales-Service bis hin zum
Kundendienst hundertprozentig ernst.

• Klarheit, Gradlinigkeit und Ehrlichkeit: Die wich-
tigsten Begriffe, die unsere Arbeitsweise kenn-
zeichnen. 

• Wir verkaufen einzigartige Bäder und Spitzenleis-
tungen. Dabei beweisen wir mit jedem Auftrag,
dass Qualität nicht teuer sein muss.

Unsere Ausstellung bietet innovative
Badlösungen für jeden Geschmack und
für jeden Geldbeutel. 
Erleben Sie die verschiedenen Stilrich-
tungen in einem einzigartigen Am-
biente.
Wir laden Sie herzlich ein. Lassen Sie
sich inspirieren und von uns individuell
und fachmännisch beraten.

Wir erwarten Sie!

5 Schritte, die Ihnen mit Sicherheit
Ihr Traumbad bringen:
1. Ein ausführliches Beratungsgespräch

bei Ihnen zu Hause!
Im ersten Schritt der individuellen Beratung ma-
chen wir uns ein Bild von Ihrem Bad, nehmen die
exakten Maße und technischen Informationen.
Mit Ihnen zusammen ermitteln wir die Bedürfnis-
se und Wünsche aller „Badnutzer“. Was Ihnen Ihr
neues Bad wert ist, das entscheiden Sie bei der
Budgetplanung. Wir machen daraus das Opti-
male! Unsere Badberater entwickeln nun 

gemeinsam Ihre individuelle Lösung.

3. Die perfekte Badpräsentation
verschafft Ihnen Sicherheit!

Ihr neues Bad wird Ihnen mit Grundriss, Per-
spektiven, einer Materialcollage und Festpreis
präsentiert. So erhalten Sie eine genaue Vor-
stellung von Ihrem neuen Bad.

2. Sie kommen zur Produktauswahl
in unsere Ausstellung!

In Ruhe suchen wir zusammen mit Ihnen die richti-
gen Produkte aus. Sie testen, probieren und erleben
Design, Funktionalität und Qualität (Probebaden ist
bei uns möglich). Planen Sie 2-3 Stunden ein –
schließlich soll Ihr neues Bad mindestens 20 Jahren
Ihren Träumen entsprechen.

4. Wir garantieren eine 
professionelle Ausführung!

Perfektes Handwerk und erstklassige Koordinati-
on der Arbeitsabläufe sind Voraussetzung. Die
Ausführung erfolgt mit einigen Fachhandwerkern.
Unsere Spezialisten übernehmen dabei Sanitär-,
Heizungs- und Elektroinstallation, Maurer-, Flie-
sen-, Naturstein- und Malerarbeiten sowie Raum-
gestaltung und Beleuchtung und Endreinigung.
Und natürlich entsorgen wir das gesamte Altma-
terial fachgerecht. 

Sie brauchen sich um nichts zu kümmern!

5. Badübergabe!
Nach einer gründlichen Einweisung und Endkontrolle
übergibt Ihnen Ihr Badberater am vereinbarten 
Termin neben den Pflege- und Garantieunterlagen
Ihr neues Traumbad. Sie können sicher sein: 

Alles wurde exakt nach Ihren Vorstellungen, Wün-
schen und dem festgelegten Budget erledigt.

Entwickeln und realisieren wir 
gemeinsam Ihr neues Badezimmer

Bäder

Heizung

Service

Strom

Ihr Badezimmer komplett aus einer Hand
Ohne viel Schmutz und Lärm und auf höchstem Niveau 

realisieren wir Ihr Wohlfühlbad und Ihr Gäste-WC. 
Bad-Pavillon Oppermann – immer für Sie da!
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Mitteilungen

Warnung vor Betrugsmaschen
mit gefälschten Schecks (inkl. aktualisierung 2011)

Per E-Mail wenden sich angebliche ausländische
Mandanten an deutsche Anwaltskanzleien mit der Bit-
te um Übernahme eines Mandats verbunden mit der
Bitte, den erforderlichen Vergütungsvorschuss zu be-
nennen. Wird dieser genannt, treffen kurz darauf aus-
ländische Bankschecks ein - meist in Dollar -, mit ei-
nem Betrag, der den Vergütungsvorschuss exorbitant
übersteigt. Entweder soll der überschießende Betrag
sofort an einen angeblichen Gläubiger weiter transfe-
riert werden, der anderenfalls die wirtschaftliche Exis-
tenz bedrohende Schritte unternimmt. Oder die Über-
zahlung wird als Versehen deklariert und um sofortige
Rücküberweisung gebeten, da die Geldmittel für die
Fortführung des Betriebs von existenzieller Bedeutung
seien.
Eine andere Variante ist die Beauftragung eines An-
walts zur Durchsetzung angeblicher Unterhaltsansprü-
che. Kurz darauf treffen Dollarschecks ausländischer
Banken mit hohen Beträgen beim Anwalt ein. Auch
hier soll das Geld nach Scheckeinlösung auf dem An-
derkonto so schnell wie möglich weitertransferiert
werden, da es sich ja schließlich um existenziell wich-
tigen Unterhalt handele.
Die Täter versuchen den Umstand auszunutzen, dass
eingereichte Schecks auf dem eigenen Konto sofort
gutgeschrieben werden – allerdings mit dem entschei-
denden Vermerk "Eingang vorbehalten". Im interna-
tionalen Scheckverkehr kann der Zeitraum, in dem der
Eingang vorbehalten bleibt, durchaus lange sein. In ei-
nem Fall dauerte es 14 Tage, bis die Gutschrift rück-
gebucht wurde, weil der Scheck gefälscht war. In die-
sem Zeitraum versuchen die angeblichen Mandanten,
den Anwalt zu einer raschen Weiterüberweisung der
angeblich ja bereits bei ihm eingegangenen Gelder zu
veranlassen.
Haben sie Erfolg, wird das angeblich bereits vorhan-
dene Geld weitertransferiert, bevor die Gutschrift
rückgebucht wird, weil der Scheck gefälscht war - der
Anwalt bleibt dann auf dem Schaden sitzen. Deshalb
ist es auch kein Zufall, dass Sachverhalte konstruiert
werden, die den Anwalt auch einem erhöhten morali-
schen Druck aussetzen, das Geld sofort weiter zu über-
weisen.
Obwohl in allen drei Fällen Merkwürdigkeiten auftra-

ten, die die Anwälte schließlich zu einer Geldwäsche-
verdachtsanzeige veranlassten, ist doch nicht ausge-
schlossen, dass die Betrugsmasche künftig professio-
neller wird. Es besteht daher Anlass, nochmals darauf
hinzuweisen, dass über Scheckgeld erst dann verfügt
werden kann, wenn die Bank nicht nur den Scheckbe-
trag gutgeschrieben hat, sondern auch die wirksame
Einlösung bestätigt. Da die Banken dies nicht von sich
aus tun, ist unbedingt bei der Bank nachzufragen.
Wird obige Betrugsmasche als solche gleich erkannt
und Anzeige bei der örtlich zuständigen Staatsanwalt-
schaft erstattet, so sollten die Kolleginnen und Kolle-
gen – auch wenn es sich nicht mehr um eine Geldwä-
scheverdachtanzeige nach § 11 GwG handelt – gleich-
wohl eine Kopie der Strafanzeige an den Geldwäsche-
beauftragten der BRAK, Littenstraße 9, 10179 Berlin
übersenden.

(aktualisierung august 2011)

Die Betrugsmasche mit gefälschten Schecks zu Lasten
der Rechtsanwälte hat sich gegenüber der Warnung
aus Juli 2010 offenbar aufgrund ihrer Erfolglosigkeit
verändert: Waren es zunächst nur Einzelanwälte oder
kleinere Kanzleien, die per E-Mail kontaktiert wurden
und die aufgrund der hohen Dollar-Scheckbeträge
misstrauisch wurden, gingen die Betrüger zunehmend
dazu über, größere Anwaltskanzleien zu kontaktieren.
Offenbar gehen die Betrüger davon aus, dass in größe-
ren Anwaltskanzleien mit vielen Buchungsvorgängen
auf dem Anderkonto leichter aus dem Blick gerät, dass
der „gut geschriebene“ „Scheck“, dessen hoher Betrag
laufend auf der Habenseite der Kontoauszüge er-
scheint, eine ganze Zeit lang bis zur endgültigen Be-
stätigung lediglich virtuelles Geld darstellt. Da auch
diese Änderung der Strategie offenbar nicht zum Er-
folg der Betrugsmasche führte, werden jetzt die
Scheckbeträge immer kleiner, damit nicht schon die
hohe Summe Misstrauen erzeugt. Zu Beginn handelte
es sich um Dollarschecks aus Übersee mit Beträgen
von 250.000 Dollar aufwärts. In jüngster Zeit werden
auch Schecks europäischer Banken in Euro mit deut-
lich niedrigeren Scheckbeträgen bei Anwälten einge-
reicht (zuletzt 18.000 Euro), damit nicht schon die
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Höhe der Schecksumme Misstrauen erzeugt. Nach den
Common Law – Scheidungsfolgenvereinbarungen
schuldet der angebliche Exmann zwar immer noch
Summen deutlich über 100.000 Dollar, im Unterschied
zu früher operiert man nun aber vermehrt mit ange-
blichen Teilzahlungen.
Soweit die Legende auf angeblichen Handelsgeschäf-
ten südostasiatischer Firmen beruht, haben die Betrü-
ger gelernt, dass eine Scheinfirma, die sich nicht goo-
glen lässt, wenig Erfolg für die Betrugsmasche ver-
heißt. Zunehmend werden daher real existierende Fir-
men und Unternehmen ausgesucht, die eine besonders
lange E-Mail-Adresse haben. Mit winzigen Änderun-
gen der E-Mail-Adresse (Buchstabendreher oder ein
Punkt an der falschen Stelle) wird sichergestellt, dass
die E-Mail-Korrespondenz nicht bei der real existie-
renden Firma aufläuft, sondern beim Betrüger.

(aktualisierung august 2012)

Die konstruierten Sachverhalte können variieren. Im
Sommer 2012 tauchten vermehrt angebliche Darle-
benshingaben (Loan Agreement/Repayment Schedu-
le) angeblicher Gläubiger aus China, Japan oder Ma-
laysia auf, wobei der abgeliche Schuldner sich (gera-
de) in Deutschland aufhält. Bei den angeblichen
Schuldnern muss es sich keineswegs nur um erfunde-
ne Personen handeln. In mehreren Fällen handelte es
sich um eine real existierende Firma. Unerwünschten
Nachfragen dort wird durch eine rasche Übersendung
des Schecks des angeblichen Schuldners vorgebeugt.
Erstes Warnzeichen ist die unpersönliche Kontaktauf-
nahme per E-Mail (Anrede Dear Sir oder Dear Coun-
sel), weil es sich möglicherweise um Massenmails
handelt, bei denen auf eine individualisierte Anrede
erst umgestellt werden kann, wenn der Rechtsanwalt
geantwortet hat. In zwei Fällen wurde Individualität
dadurch vorgetäuscht, dass bereits in der ersten Kon-
taktmail behauptet wurde, der angebliche Schuldner
residiere am Kanzleisitz, ohne dass jedoch eine Adres-
se angegeben wurde. Die verwendeten E-Mail-Endun-
gen verweisen häufig auf Dienste, die Anonymität ge-
währleisten (hotmail.com, yahoo oder gmail.com). Ist
der angebliche Gläubiger eine Frau, wurde bisher stets
eine telefonische Kontaktaufnahme unter Vorwänden
abgelehnt. Ist der angebliche Gläubiger ein Mann,

können durchaus Telefonnummern angegeben sein,
unter denen ein Mann zu erreichen ist. Da die Tele-
fonnummern regelmäßig im Gegensatz zu IT-Adres-
sen nicht flüchtig sind, sind diese Fälle besonders für
eine Strafanzeige geeignet. Kennzeichnend für alle
bisherigen Fälle war die schnelle Zahlungsbereitschaft
der angeblichen Schuldner, die keine Einwände gegen
die Berechtigung der angeblichen Forderung haben,
sondern sich meist mit vorübergehenden Zahlungs-
schwierigkeiten oder Schlampigkeit entschuldigen.
Die Übersendung des Schecks erfolgt meist zügig.

Eine gute Kontrollmöglichkeit besteht darin, unter
Verweis auf das Geldwäschegesetz eine Ausweiskopie
des angeblichen Mandanten anzufordern. Die darauf-
hin per E-Mail übermittelten Ausweiskopien zeigten
bisher durchgängig folgende Auffälligkeit: Der „vor-
gedruckte“ Teil des Ausweises (Kopfzeile mit Staaten-
name, Surname, Given names, Sex, Place of Birth,
Date of Birth etc.) ist auch bei Farbkopien eigenartig
blaß und verwaschen, während der konkrete Name
und Vorname sowie Geburtstag und Geburtsort nebst
Ausstellungsdatum des Ausweises meist gestochen
scharf und tief schwarz hervortreten und gleichsam
über dem Passvordruck zu schweben scheinen. Offen-
bar sind hier über einen real existierenden Ausweis mit
einem Bildbearbeitungsprogramm die individuellen
Daten ausgetauscht worden. Da die Betrugsmasche
auch bei amerikanischen und kanadischen Anwälten
probiert wird, kann man sich auf den Websiten la-
wyerscam.blogspot.com oder avoidaclaim.com infor-
mieren, ob der angebliche Mandant dort schon aufge-
fallen ist, denn die Fantasie der Täter bei der Findung
der persönlichen Namen oder Firmennamen scheint
begrenzt zu sein.

Zusammengefasst sollten folgende Auffälligkeiten
misstrauisch lassen werden:

- Erste Kontaktaufnahme per E-Mail enthält unper-
sönliche Anrede (Dear Sir oder Dear Counsel)

- E-Mail-Endungen verweisen auf Dienste, die An-
onymität gewährliesten (hotmail.com, yahoo oder
gmail.com)

- schnelle Zahlungsbereitschaft der angeblichen
Schuldner.
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Kleine mitgliederstatistik zum 01.01.2012
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Übersicht über die abgeschlossener ausbildungsverträge
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urteil des landgerichts Braunschweig
wegen unterlassen von rechtsdienstleistungen

im namen des Volkes!
urteil

In dem Rechtsstreit 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig vertr. d. d. Prä-
sidenten, Bruchtorwall 12, 38 100 Braunschweig, Klä-
gerin 
gegen
Beklagte 
wegen Unterlassung

hat die 1. Kammer für Handelssachen des Landge-
richts Braunschweig im schriftlichen Verfahren gemäß
§ 128 ZPO mit einer Erklärungsfrist bis zum
30.11.2011 am 05.01.2012 durch die Vorsitzende
Richterin am Landgericht Wurdack-Scheibel 

für R e c h t erkannt: 

I. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen,
Rechtsdienstleistungen ohne gesetzliche Erlaubnis
nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz zu erbrin-
gen oder diese Tätigkeiten wie nachstehend
wiedergegeben zu bewerben: 

- “Wir übernehmen schnell und reibungslos alle For-
malitäten für eine professionelle Schadensabwick-
lung über alle Schadensarten“;

- XXX übernimmt für ihren Kunden die komplette
Schadensabwicklung“;

- XXX vertritt alle durchsetzbaren Rechtsansprüche
ihres Kunden gegenüber dem Versicherer, dies
führt in der Regel zu einer Gutschrift für ihren
Kunden“.

II. Die Beklagte wird verurteilt, für jeden Fall der Zu-
widerhandlung gegen die vorstehende Ziffer 1. ein
Ordnungsgeld bis zu 250.000,00 €‚ ersatzweise
Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Mo-
naten zu vollziehen, jeweils an den Geschäftsfüh-
rern der Beklagten, zu zahlen.

III. Die Beklagte wird weiter verurteilt, an die Kläge-
rin einen Betrag in Höhe von € nebst Zinsen in
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz seit dem 25.01.2011 zu zahlen.

IV. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreites.
V. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe

von 120 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages
vorläufig vollstreckbar.

VI.Streitwert: 100.000 € 

tatbestand
Die Klägerin ist eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts, der die im Kammerbezirk Braunschweig zu-
gelassenen Rechtsanwälte als Mitglieder angehören.
Sie wahrt und fördert die beruflichen Belange ihrer
Mitglieder.
Die Beklagte bewirbt im Internet unter der Adresse
gegenüber Autohäusern ihre Leistungen im Zu-
sammenhang mit der Abwicklung von Verkehrsunfall-
schäden an Kraftfahrzeugen u.a. wie folgt:
- ‘Wir übernehmen schnell und reibungslos alle For-

malitäten für eine professionelle Schadensabwick-
lung über alle Schadensarten“.

- XXX übernimmt für ihren Kunden die komplette
Schadensabwicklung“.

- XXX vertritt alle durchsetzbaren Rechtsansprüche
ihres Kunden gegenüber dem Versicherer, dies
führt in der Regel zu einer Gutschrift für ihren Kun-
den“.

Wegen der weiteren Einzelheiten der lnternetwerbung
der Beklagten wird Bezug genommen auf die Anlagen
K 1 und 2 sowie B 3.
Mit Schreiben vom 29.12.2010 (Anlage K3) hat die
Klägerin die Beklagte aufgefordert, die beanstandete
Werbung künftig zu unterlassen und eine strafbewähr-
te Unterlassungs-Verpflichtungserklärung abzugeben.
Mit Schreiben vom 05.01.2011 (Anlage K4) verwei-
gerte die Beklagte die Abgabe dieser Erklärung.
Die Klägerin ist der Auffassung, die Beklagte werbe in
unzulässiger Weise mit Rechtsdienstleistungen und
verstoße damit gegen §§ 3, 4 Nr. 11 UWG in Verbin-
dung mit § 3 RDG. Denn sowohl bei dem Angebot der
kompletten Schadensabwicklung als auch bei dem An-
gebot, durchsetzbare Rechtsansprüche gegenüber dem
Versicherer zu vertreten, handele es sich um Rechts-
dienstleistungen. Diese seien nur als Nebenleistungen
im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit gem. §
5 RDG erlaubt, wenn sie zum Berufs- oder Tätigkeits-
feld des Anbieters gehören. Auf diesen Erlaubnistatbe-
stand könne sich die Beklagte schon deshalb nicht be-
rufen, weil sie nach eigenem Bekunden keine anderen
Leistungen als die Komplettabwicklung von Verkehrs-
unfallschäden anbiete.

Der Kläger beantragt, 
wie erkannt. 
Die Beklagte beantragt, 
die Klage abzuweisen. 
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Sie ist der Ansicht, sie habe zu keinem Zeitpunkt die
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten geschäfts-
mäßig vorgenommen. In der beanstandeten Werbung
biete sie lediglich an, die Formalitäten der Schadens-
abwicklung zu übernehmen, was insbesondere die Ab-
meldung des Fahrzeuges und die Neuanmeldung so-
wie die Anzeige des Schadensfalls gegenüber der
Haftpflichtversicherung beinhalte. Dies seien Tätig-
keiten, die keine juristische Prüfung und Bewertung
voraussetzen. Soweit im Rahmen der Schadensab-
wicklung das Schadensgutachten auf Plausibilität ge-
prüft werde, seien auch hierzu keine juristischen Fä-
higkeiten erforderlich. Eine rechtliche Prüfung von
Einzelfällen erfolge nicht. Die Beklagte erfülle die
Aufgaben einer Art “ausgelagerter Schadensabtei-
lung“ der Autohäuser. Ihre Tätigkeit beschränke sich
darauf, die für die Schadensabwicklung benötigten
Unterlagen von den Kunden der Autohäuser anzufor-
dern, zusammenzustellen und mit der Forderungsan-
meldung an die Versicherung weiterzuleiten. In den
Fällen, in denen die angemeldeten Ansprüche durch
die Versicherung bestritten oder zurückgewiesen wor-
den seien, habe die Beklagte ihre Tätigkeit eingestellt
und ihre Kunden an einen kooperierenden Rechtsan-
walt weiterverwiesen. Hilfsweise beruft sich die Be-
klagte darauf, dass bei der am Maßstab von Art.12
Abs.1,2 GG vorzunehmenden verfassungskonformen
Auslegung von § 5 RDG etwaige rechtsberatende Tä-
tigkeit der Beklagten als (erlaubnisfreie) Nebentätig-
keit einzuordnen sei.
Zur Ergänzung des Tatbestands wird auf die Schrift-
sätze der Parteien nebst vorgelegter Anlagen sowie auf
die Sitzungsniederschrift vom 06.05.2011 Bezug ge-
nommen.

entscheidunqsqründe
Die zulässige Klage ist begründet.
Der Kläger kann gem. §§ 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG, 8 Abs.
1 UWG von der Beklagten Unterlassung verlangen,
weil die beanstandete Werbung gem. §§ 3, 4 Nr. 11
UWG in Verbindung mit §3 RDG unzulässig ist.

I. Mit der beanstandeten Werbung bewirbt die Beklag-
te Rechtsdienstleistungen, für deren Erbringung der
Beklagten die nach § 3 RDG erforderliche Erlaubnis
fehlt. Dies stellt ein wettbewerbswidriges Verhalten in
Form eines Vorsprungs durch Rechtsbruch dar und er-
füllt damit die Voraussetzungen des § 4 Nr. 11 UWG,
weil § 3 RDG eine Marktverhaltensregel ist ( BGH,
Urteil vom 29.07.2009, 1 ZR 166/06; GRUR 2009,
1007).

1. Die Beklagte wirbt mit der Erbringung von Rechts-
dienstleistungen. 

a) Nach § 2 Abs. 2 RDG sind dies Tätigkeiten in kon-
kreten fremden Angelegenheiten, sobald sie eine
rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordern. Keine
Rechtsdienstleistung liegt dagegen vor, wenn Vorgän-
ge nach rein wirtschaftlichen Aspekten und Belangen
beurteilt und abgewickelt werden, ohne dass konkrete
rechtliche Fragen zum Anspruchsgrund oder zur An-
spruchshöhe zu klären sind, oder die rechtliche Beur-
teilung so eindeutig ist, dass sie auch von einem juris-
tischen Laien einfach und leicht vorgenommen wer-
den kann (Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Neuregelung des Rechtsberatungsgesetzes vom
30.11.2006, BT Drucksache 16/3655, S.35).
Für die außergerichtliche Unfallschadenregulierung
bedeutet dies nach Auffassung der Kammer, dass die
Grenze von der allgemeinen (zulässigen) Dienstleis-
tung zur Rechtsdienstleistung dann überschritten wird,
wenn es um mehr als allgemeine Rechtsauskünfte
geht, z.B. dass die Erstattungsfähigkeit des Schadens
von der Haftungslage abhängt oder aufgrund Mitver-
schuldens oder der von dem Fahrzeug des unfallbetei-
ligten Kunden ausgehenden Betriebsgefahr einge-
schränkt sein kann. Sobald es um den Einzelfall und
um bestimmte Probleme zum Haftungsgrund oder zur
Schadenshöhe geht, handelt es sich um eine Rechts-
dienstleistung nach § 1 Abs. 1 RDG.
In ihrem lnternetangebot bietet die Beklagte genau
dies, nämlich die rechtliche Prüfung von Einzelfällen
an. Ihre Aussage, die “komplette Schadensabwick-
lung“ durchzuführen, “alle durchsetzbaren Rechtsan-
sprüche“ gegenüber dem Versicherer zu vertreten und
“alle Formalitäten für eine professionelle Schadensab-
wicklung über alle Schadensarten schnell und rei-
bungslos“ zu übernehmen, lässt sich denknotwendig
nur so verstehen, dass sie damit die verbundenen
rechtlichen Fragestellungen im einzelnen beurteilt und
bewertet.
Schon die Prüfung, ob ein Rechtsanspruch “durchsetz-
bar“ ist, setzt eine rechtliche Einschätzung des abzu-
wickelnden einzelnen Schadensfalls voraus. Denn die
Beklagte muss die Frage beantworten, auf welcher
konkreten Berechnungsgrundlage welche Positionen
in die Schadensberechnung einzustellen und gegenü-
ber der Versicherung geltend zu machen sind (konkre-
te oder abstrakte Schadensberechnung, Nutzungsaus-
fall, Mietwagenkosten). Zudem spielen in einer gro-
ßen Anzahl von Verkehrsunfällen Beweisprobleme
und Haftungsquoten (Betriebsgefahr, Mitverschulden)
eine Rolle, was zwangsläufig auch Auswirkungen auf
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die Frage hat, ob ein Anspruch “durchsetzbar“ ist. Ver-
lässliche Aussagen zur Durchsetzbarkeit von Ansprü-
chen kann die Beklagte deshalb im Regelfall erst nach
einer Vielzahl von rechtlichen Einschätzungen treffen.
Die Beklagte bietet damit eine (auch rechtlich bera-
tende) Schadensregulierung im Einzelfall an und be-
schränkt sich nicht etwa auf allgemeine Hinweise zur
Rechtslage.
b) Entscheidend kommt hinzu, dass eine Rechtsdienst-
leistung der Beklagten auch darin gesehen werden
kann, dass die Beklagte die ihr übertragenen Scha-
densfälle daraufhin überprüft, ob eine weitergehende
Beratung durch einen Rechtsanwalt aus ihrer Sicht er-
forderlich ist oder nicht. Wegen der bereits geschilder-
ten zahlreichen, z.T. hochstrittigen Rechtsproblemen,
die bei der Regulierung von Verkehrsunfallschäden
auftreten können, setzt die “Vorprüfung“ der Beklag-
ten, ob ein Fall als “einfach“ oder “komplex“ einge-
stuft wird, zwingend eine rechtliche Beurteilung des
konkreten Einzelfalls und Subsumtion des jeweiligen
Schadensereignisses voraus.
c) Die Beklagte kann sich auch nicht mit Erfolg darauf
berufen, dass sie selbst keine Rechtsberatung durch-
führe, sondern in ihrem lnternetauftritt deutlich darauf
hinweise, dass sie mit Kooperationsanwälten zu-
sammenarbeite, die für die Prüfung der Rechtslage zu-
ständig seien. Grundsätzlich verstößt derjenige, der
ohne Erlaubnis Rechtsdienstleistungen anbietet, auch
dann gegen §§ 2, 3 RDG und § 4 Nr. 11 UWG, wenn
er sich zur Erfüllung der versprochenen Leistung eines
Rechtsanwalts bedient (BGH, Urteil vom 24.06.1987,
1 ZR 74/85, GRUR 1987, 714). Dieser noch für das
Rechtsberatungsgesetz aufgestellte Grundsatz gilt
auch für das Rechtsdienstleistungsgesetz. Denn dem
Vorschlag, dem Dienstleistenden zu gestatten, die
Rechtsdienstleistung als Teil des eigenen Leistungsan-
gebotes zu erbringen, solange er einen Rechtsanwalt
hinzuzieht, ist der Gesetzgeber nicht gefolgt ( BGH,
Urteil vom 29.07.2009, 1 ZR 166/06, aaO). Es kommt
deshalb darauf an, ob derjenige, gegenüber dem sich
der Beratene verpflichtet, über die erforderliche Er-
laubnis verfügt. Dies ist die Beklagte, weil diese die
unter la.) ausgeführten Rechtsdienstleistungen erfüllt,
während die (weitere) Rechtsdienstleistung der Ko-
operationsanwälte, mit denen die Beklagte vertraglich
verbunden ist, nur auf Anregung der Beklagten er-
bracht wird. Dass der Kunde des Autohauses den
Rechtsanwalt nach dem Geschäftsmodell der Beklag-
ten selbst beauftragt und bevollmächtigt, ändert vor
diesem Hintergrund nichts daran, dass dem Anwalt der
Sache lediglich die Stellung eines auf Vorschlag der
Beklagten eingeschalteten Erfüllungsgehilfen zu-

kommt. Letztlich belegen dies auch eindrücklich die
Regelungen in den von der Beklagten als Anlage B 2
vorgelegten Mustern der Kooperationsverträge. Da-
nach verpflichten sich die Kooperationsanwälte, die
Beklagte “bei der Abwicklung von Beratungsaufträ-
gen ... zu unterstützen“ (Präambel) und werden als
“Auftragnehmer im Rahmen einer Geschäftsbesor-
gung tätig“ (Ziffer 1., 2. Absatz). 
d) Nach dem Gesamtgepräge des Werbeauftritts kann
die beworbene Leistung auch nicht so verstanden wer-
den, dass die Beklagte nur als “Vermittler“ zwischen
ihrem Kunden und dem beauftragten Rechtsanwalt
fungiert bzw. nur als dessen “Hilfsperson“ auftritt, um
die zur Schadensabwicklung erforderlichen Unterla-
gen einzuholen. Denn für die Beurteilung der Frage,
ob sich ein Geschäft als erlaubnispflichtige Tätigkeit
darstellt, kommt es nicht auf die äußere formale Ge-
staltung der Rechtsbeziehung der Beteiligten an, son-
dern auf die Gesamtumstände unter Berücksichtigung
der von den Beteiligten verfolgten Ziele ( BGH Urteil
vom 22.06.2004, Az. VI ZR 272/03, - zitiert nach ju-
ris). Diese noch zum Rechtsberatungsgesetz erfolgte
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes gilt auch für
das Rechtsdienstleistungsgesetz fort, wenn es um die
die Frage der Verhinderung von Umgehungskonstruk-
tionen der Erlaubnispflicht geht. Die Ziele der Beklag-
ten kommen in ihrer Werbung klar zum Ausdruck:
Übernahme der kompletten Schadensabwicklung und
Vertretung durchsetzbarer Ansprüche gegenüber der
Versicherung unter Einschaltung eines Rechtsanwalts
auf Vorschlag der Beklagten im Bedarfsfall. 
e) Der Schutzzweck des § 1 Abs.1 Satz 1 RDG ist er-
öffnet. Dass sich die Beklagte mit ihrer Werbung an
Autohäuser wendet und nicht direkt an die betroffenen
Geschädigten, führt zu keiner anderen Bewertung. Die
Beklagte ist der Auflage im Beschluss vom 14.06.2011
(Ziffern 2 a - b) zur Vorlage der Verträge mit den Auto-
häusern und deren Kunden nicht nachgekommen.
Deshalb ist offen, wie diese Regelungen konkret ge-
staltet sind. Nach dem wirtschaftlichen Sinn und
Zweck des Geschäftsmodells der Beklagten, das den
geschädigten Fahrzeugbesitzern jedenfalls von den
Autohäusern vermittelt/erläutert/vorgestellt werden
muss, bleibt es deshalb dabei, dass die Beklagte ihre
Leistung im Ergebnis für den Kunden des Autohauses
erbringt, der die Schadensabwicklung vollständig aus
der Hand gibt und an die Beklagte überträgt. Deshalb
ist für die Frage, ob bei der Auftragserteilung (auch)
eine qualifizierte Rechtsberatung erwartet wird, auf
den Horizont des Kunden und nicht des Autohauses
abzustellen. Dass dieser selbstverständlich von einer
umfassenden rechtlichen Prüfung und Bewertung aller
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ihm zustehenden denkbaren Ansprüche ausgeht, be-
darf keiner weiteren Vertiefung.
2. Die Beklagte hat ihre Rechtsdienstleistungen ent-
geltlich, gegen Zahlung einer Aufwandspauschale von
45 € pro Schadensfall erbracht.
3. Das Erbringen dieser Rechtsdienstleistungen ist der
Beklagten auch nicht nach § 5 RDG erlaubt. Der An-
wendungsbereich der Vorschrift ist nicht eröffnet, weil
eine Nebenleistung nur dann vorliegt, wenn die rechts-
beratende Tätigkeit die Leistung insgesamt nicht
prägt. Die Beklagte bietet im Internet die Durchfüh-
rung einer kompletten, damit auch rechtlichen, Scha-
densabwicklung von Verkehrsunfällen an. Dies ist ihr
einziger Geschäftszweck. Die Verschuldensfrage, die
Haftungsquote und der Ersatz von materiellem und
immateriellem Schaden sowie andere bei streitigen
Verkehrsunfällen zu klärende Fragen sind für die Be-
troffenen zudem so bedeutsam, dass diese Leistungen
selbst Hauptleistungen sind und nicht Nebenleistun-
gen.
II. Der Unterlassungsanspruch des Klägers ist, soweit
er darauf gerichtet ist, Rechtsdienstleistungen nicht zu
erbringen, ohne dass eine Erlaubnis nach dem Rechts-
beratungsgesetz vorliegt, jedenfalls unter dem Ge-
sichtspunkt der Erstbegehungsgefahr begründet. Im
Übrigen nimmt die Beklagte nicht in Abrede, auf der
Grundlage der streitgegenständlichen Werbung tätig
geworden zu sein.
III. Die Abmahnkosten sind nach einem Streitwert von
100.000,00 € berechtigt.
IV. Die Zinsentscheidung beruht auf § 288 Abs.1 Satz
2, 247 Abs. 1 BGB. Dabei ist der Klageantrag (“5 %
gern. § 247 BGB“) wegen der Verbindung der Zins-

satzes aus § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB mit der Vorschrift
des § 247 BGB entsprechend ausgelegt worden, weil
es sich ersichtlich um eine versehentliche Auslassung
der Wörter “über dem Basiszinssatz“ handelt.
V. Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 91
ZPO, die Entscheidung über die vorläufige Vollstreck-
barkeit beruht auf § 709 Satz 1 und 2 ZPO.
VI. Der Streitwert ist gern. § 53 1 Nr. 1 GKG in Ver-
bindung mit § 3 ZPO auf 100.000 € im Wege der
Schätzung festgesetzt worden. Dem liegt zugrunde,
dass das wirtschaftliche Interesse des Verletzten an der
Verhinderung weiterer gleichartiger Verletzungshand-
lungen maßgeblich ist. Einen gewichtigen Schät-
zungsanhalt bildet dabei die Angabe des Streitwerts in
der Klageschrift, denn diese Angabe erfolgt grundsätz-
lich noch unbeeinflusst vom Ausgang des Rechts-
streits und bildet das vom Kläger in diesem Zeitpunkt
geäußerte wirtschaftliche Interesse an der Durchset-
zung der verfolgten Rechtsposition ab. Diese Angabe
ist der Festsetzung zugrunde gelegt worden, weil sie
mit Blick darauf, dass es der Klägerin vorliegend nicht
nur um Unterlassung der beanstandeten Werbung geht,
sondern auch darum, zur Wahrung der Interessen ihrer
Mitglieder, die rechtsberatende Tätigkeit der Beklag-
ten insgesamt zu verhindern, auch nach objektiven
Kriterien vertretbar ist. Die Beklagte geht demgegen-
über von einem Streitwert von allenfalls 50.000 € aus.
Weil die Streitwertvorstellung der Beklagten nicht
weiter vertieft oder begründet ist, haben sich hieraus
keine Anhaltspunkte für eine abweichend vorzuneh-
mende Schätzung ergeben.

Wurdack-Scheibel
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Kündigung wegen eines Facebook-Posts –
Staat schuldet Prozesskostenhilfe

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH)
hat entschieden, dass eine schwangere Frau Prozess-
kostenhilfe für eine Klage vor dem Verwaltungsge-
richt Ansbach erhält. Die Klägerin war von ihrem Ar-
beitgeber bei einer Firma eingesetzt, über die sie auf
ihrem privaten Facebook-Account eine sehr negative
Äußerung eingestellt hatte. Wörtlich schrieb sie:
„Boah kotzen die mich an von X, da sperren sie mir
einfach das Handy, obwohl man schon bezahlt hat.
Und dann behaupten die, es wären keine Zahlungen
da. Solche Penner. Naja ab nächsten Monat habe ich
einen neuen Anbieter.“ Der Arbeitgeber wollte sich
das nicht bieten lassen und kündigte die Mitarbeiterin
fristlos – und das mit Billigung der Regierung von
Mittelfranken, welche die Kündigung nach dem Mut-
terschutzgesetz für ausnahmsweise zulässig erklärte.

Die Klage gegen die Zulassung der Kündigung habe
hinreichende Erfolgsaussicht, meinten die Verwal-
tungsrichter aus München. Eine ausnahmsweise Kün-
digung während der Schwangerschaft sei nur bei be-
sonders schweren Verstößen der Schwangeren gegen
arbeitsvertragliche Pflichten zulässig, die dazu führ-

ten, dass dem Arbeitgeber die Aufrechterhaltung des
Arbeitsverhältnisses schlechthin unzumutbar werde.
Diese Voraussetzungen seien mit einiger Wahrschein-
lichkeit vorliegend nicht erfüllt, weil es sich bei den
Äußerungen der Klägerin unter Berücksichtigung von
Anlass und Kontext der Äußerung nicht um eine
Schmähkritik im Sinne der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts gehandelt habe, sondern
die Äußerung wohl noch vom Grundrecht der Mei-
nungsfreiheit gedeckt gewesen sei. „Zu dieser Ein-
schätzung gelange das Gericht, weil die schwangere
Arbeitnehmerin ihre private Vertragsbeziehung mit
dem Kunden ihres Arbeitgebers beschrieben hatte, ei-
nem Telefonanbieter. Außerdem hatte sie den Eintrag
in ihrem privaten Facebook-Account abgesetzt“, weist
Dr. Thomas A. Degen von der Rechtsanwaltskammer
Stuttgart auf die Besonderheiten des Falles hin. Auch
das Gericht vertrat die Ansicht, dass es einen erheb-
lichen Unterschied mache, ob die Äußerung über den
öffentlichen oder – wie vorliegend – über den soge-
nannten privaten Bereich bei Facebook nur im Freun-
deskreis erfolgt sei.

neue Wege zur Feststellung im ausland
erworbener Berufsqualifikationen
Am 1. April 2012 trat das neue "Gesetz zur Verbesse-
rung der Feststellung und Anerkennung im Ausland
erworbener Berufsqualifikationen (BQFG)" in Kraft.
Ziel der Bundesregierung ist es, die im Ausland er-
worbenen Qualifikationen transparenter und für den
deutschen Arbeitsmarkt nutzbar machen.
Mit dem neuen Gesetz erhalten Fachkräfte mit einen
ausländischen Berufsabschluss leichter die Möglich-
keit, auch in Deutschland in diesem Beruf zu arbeiten
und können so besser in den deutschen Arbeitsmarkt
integriert werden. Arbeitgeber können hierdurch er-
kennen, welche Qualifikationen Bewerberinnen und
Bewerber oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
ausländischen Abschlüssen haben.
Das neue Gesetz führt zu einem Bewertungsverfahren
für ausländische Ausbildungs- sowie Fortbildungsbe-
rufe. Gesetzesziel ist die Feststellung einer Gleichwer-
tigkeit,  nicht  jedoch die Ausstellung eines deutschen
Berufsabschlusszeugnisses. Um dies zu erreichen,

müssen weiter die deutschen Prüfungen abgelegt wer-
den. 
Über die Rechtsanwaltskammer besteht nun die Mög-
lichkeit, die Gleichwertigkeit der im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikationen anhand des deutschen Refe-
renzberufes als Rechtsanwaltsfachangestellte/r, Notar-
fachangestellte/r und der Rechtsanwalts- und Notar-
fachangestellte/r prüfen zu lassen. Da sich im Rechts-
wesen ausländische Bildungsgänge  stark vom deut-
schen Berufsbildungssystem unterscheiden, wird es
häufig nicht zur Gleichwertigkeitsfeststellung kom-
men. Die Antragstellenden werden an Ausgleichs-
oder Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen müssen.
Auch deshalb sollte vor einem Antrag eine Beratungs-
stelle aufgesucht werden, um individuell die Ziele, die
mit einer Feststellung angestrebt werden, zu klären.

Carola Heise, Rechtsanwältin
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Soldan institut: anwaltsberuf bei jungen Juristen wieder beliebter –
mehr Junganwälte angestellt und mit Zusatzqualifkationen
Für zwei Drittel aller Junganwälte ist der Anwaltsberuf
der juristische Wunschberuf und keine Verlegenheitslö-
sung. Dies ist eines der Ergebnisse einer Befragung von
mehr als 3.500 jungen Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten, die das Soldan Institut auf dem 63. Deutschen
Anwaltstag in München vorgestellt hat. Das Institut hat
herausgefunden, dass 67% der seit 2004 zugelassenen
Rechtsanwälte am Ende ihrer juristischen Ausbildung
bevorzugt Anwalt werden wollten. 
Dr. Matthias Kilian, Direktor des Soldan Instituts: „Vor
10 oder 15 Jahren war der Anwaltsberuf für deutlich
mehr Absolventen nicht der Wunschberuf, weil ihnen ei-
gentlich präferierte juristische Berufe in der Justiz, der
Verwaltung oder in Unternehmen verschlossen blieben.
Wir wissen aus früheren Studien, dass in den 1990er Jah-
ren nur 53% und um die Jahrtausendwende 57% der
Junganwälte aus Überzeugung Anwalt wurden.“
Ein weiterer Trend, den die Berufsforscher des Soldan
Instituts nachweisen: Immer mehr Rechtsanwälte begin-
nen ihre Berufskarriere als Angestellte, immer weniger
sind Kanzleigründer: 59% der neu zugelassenen Rechts-
anwälte sind mittlerweile zunächst angestellt tätig (1996:

32%), nur noch 26% beginnen die Anwaltstätigkeit als
Kanzleigründer (Studie 1996: 41%) (11% sind freie Mit-
arbeiter in Kanzleien, 4% Syndikusanwälte). Die Grün-
dung neuer Kanzleien am Rechtsdienstleistungsmarkt ist
offensichtlich schwieriger geworden – zugleich wird mit
der stetig zunehmenden Größe von Kanzleien die Be-
schäftigung von angestellten Rechtsanwälten selbstver-
ständlicher. Die anwaltliche Tätigkeit in Anstellung ist
hierbei allerdings nach wie vor kein dauerhaftes Berufs-
konzept: Nach sieben Jahren Berufstätigkeit sind bereits
60% aller Anwälte Inhaber oder Sozius einer Kanzlei
und nur noch 30% bei Berufskollegen angestellt.
Kilian wies auf dem Anwaltstag auch darauf hin, dass
Zusatzqualifkationen für Berufseinsteiger immer wichti-
ger werden: Bei Berufseinstieg sind 10% der jungen An-
wälte promoviert, 10% haben zusätzlich zum abge-
schlossenen Jurastudium einen Mastertitel erworben,
11% bereits einen Fachanwaltslehrgang absolviert. Sol-
che Zusatzqualifkationen erleichtern nicht nur den Be-
rufseinstieg, sondern führen nach den Ergebnissen der
Studie auch zu deutlich höheren Einstiegsgehältern.

Soldan institut: mandatsablehnungen
wegen drohender interessenkollision
Problem sowohl in Klein- als auch in
großkanzleien
Köln, den 30.7.2012 in einem Dreijahreszeitraum
muss ein anwalt durchschnittlich die  Übernahme
von fünf mandaten ablehnen, weil seine Kanzlei in
derselben  rechtsangelegenheit bereits für die
gegenseite tätig ist. Dies hat  eine untersuchung
des Soldan instituts ergeben. rechtsanwälten ist
nach § 43a abs. 4 BraO die Vertretung wider-
streitender interessen in  derselben rechtsangele-
genheit untersagt. Dieses Verbot trifft einen
rechtsanwalt nicht nur persönlich, sondern gilt für
die gesamte  Kanzlei unabhängig von der Zahl der
in ihr tätigen rechtsanwälte.
Den stärksten Einfluss auf die Notwendigkeit, Manda-
te wegen eines  Interessenkonflikts ablehnen zu müs-
sen, hat die Größe des Orts, in dem  ein Rechtsanwalt
tätig ist: Im kleinstädtischen Umfeld, in dem  Rechts-
uchende eine geringere Auswahl an Rechtsanwälten
haben, kommt es  deutlich häufiger zu disqualifizie-
renden Tätigkeitsverboten als in  Großstädten: So wa-

ren 91% der Rechtsanwälte aus Kleinstädten mit  we-
niger als 10.000 Einwohnern im Laufe von drei Jahren
mindestens  einem relevanten Interessenkonflikt aus-
gesetzt (34% sogar mehr als  fünf Mal), hingegen nur
rund 75% der Anwälte in Städten mit 200.000  und
mehr Einwohnern (und von diesen nur 13% mehr als
fünf Mal). Die  Sozietätsgröße als solche hat hingegen
keinen besonderen Einfluss auf  die Häufigkeit von
Mandatsablehnungen wegen Interessenkonflikten:
Von  mehr als fünf Mandatsablehnungen berichten
Rechtsanwälte aus  Sozietäten beliebiger Größe mit ei-
nem Anteil zwischen 24% und 31%.
Dr. Matthias Kilian: „Das berufsrechtliche Verbot der
Vertretung  widerstreitender Interessen ist entgegen
verbreiteter Wahrnehmung  keineswegs vor allem ein
Problem internationaler Großkanzleien.  Betroffen ist
vielmehr die gesamte Anwaltschaft – vom Einzelan-
walt bis  hin zur großen Law Firm. Immerhin 8% der
Anwälte müssen in einem  Dreijahreszeitraum mehr
als 10 Mandate ablehnen, um ihre Kanzlei nicht  in ei-
nen pflichtwidrigen Interessenkonflikt zu bringen.“
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 27.04.2012 bis 29.08.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Alkan, Derya Braunschweig
Brundirs, Maximilian Braunschweig 
Duckwitz, Eike Braunschweig 
Engberding, Jens Braunschweig
Erdei, Timea-Beatrix   Braunschweig
Hirdes, Ferdinand Braunschweig
Volker, Malte Johannes Braunschweig
Weiß, Isabelle Braunschweig
Beier, Stefanie Goslar
Seeland, Phillip   Goslar
Schneider, Malte Helmstedt
Völke, Alexander Helmstedt
HSBM Göttingen GmbH Göttingen
Kahlen, Rasmus Göttingen
Kohlstedt, Nicole Göttingen
Kotzur, Christoph Göttingen 
Panknin, Florian Osterode

Anderweitige Zulassungen
vom 27.04.2012 bis 29.08.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Kirschke, Martin Braunschweig
Dransfeld-Haase, Inga Braunschweig
Kandel, Ronald Wolfenbüttel
Luschin von Ebengreuth, Arnold Wolfsburg
(Mitglied nach § 206 BRAO)
Lüttmann, Jörg Einbeck
Naumann, Wolfgang Gieboldehausen
Gsottschneider, Kilian Göttingen
Heindorf, Arne Christian Göttingen
Krüger, Hannes Göttingen
Engemann, Daniela Rosdorf
Buchholtz, Hans-Christoph Wobeck

Löschungen
Vom 27.04.2012 bis 29.08.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Seifert, Theodor Braunschweig
Lübbers, Alexandra Braunschweig
Claus, Stefan Rüdiger Braunschweig 
Hertha, Sandra Braunschweig
Backsmann, Till Alexander Braunschweig
Backsmann, Carmen            Braunschweig 
Israel, Florian, Dr. Braunschweig
Kadegis, Nikolas      Braunschweig
Fischer, Jasmin Isabell Goslar
Purwins, Anja Wolfenbüttel
Schuster, Matthias Wolfenbüttel
Jähnichen, Claudia Wolfsburg
Kreibohm-Heuer, Elke Duderstadt
König, Steffen                      Göttingen 
Merics, Lajos  Göttingen
Schmidt, Simone Göttingen 
Klapdor, Manfred Herzberg

Neue Fachanwaltszulassungen
Arbeitsrecht:
Herr Rechtsanwalt Oliver Kreissel aus Braunschweig

mit Urkunde vom 16.04.2012
Herr Rechtsanwalt Stephan Barz aus Seesen

mit Urkunde vom 05.06.2012
Herr Rechtsanwalt Michael Eulerich aus Braunschweig

mit Urkunde vom 18.07.2012
Herr Rechtsanwalt Mathias Melzer aus Göttingen

mit Urkunde vom 28.08.2012

Bau- und Architektenrecht:
Frau Rechtsanwältin Katrin Quest aus Rosdorf

mit Urkunde vom 25.07.2012

Familienrecht:
Frau Rechtsanwältin Anke Breuer aus Braunschweig

mit Urkunde vom 16.04.2012
Frau Rechtsanwältin Andrea Franke-Fassemeier aus Bad Lauterberg

mit Urkunde vom 05.06.2012
Frau Rechtsanwältin Christina Münder aus Northeim

mit Urkunde vom 06.06.2012
Frau Rechtsanwältin Swea Genath-Twele aus Helmstedt

mit Urkunde vom 23.07.2012

Insolvenzrecht:
Herr Rechtsanwalt Harm Otto Adam aus Göttingen

mit Urkunde vom 15.05.2012

Medizinrecht:
Herr Rechtsanwalt Frank Oettler aus Göttingen

mit Urkunde vom 22.03.2012

Miet- und Wohnungseigentumsrecht:
Herr Rechtsanwalt Jürgen Homann aus Braunschweig

mit Urkunde vom 30.05.2012
Frau Rechtsanwältin Tanja Dieckmann aus Helmstedt

mit Urkunde vom 06.06.2012

Steuerrecht:
Herr Rechtsanwalt Steffen Helbing aus Braunschweig

mit Urkunde vom 10.05.2012
Herr Rechtsanwalt Björn Schreier aus Northeim

mit Urkunde vom 04.07.2012

Versicherungsrecht:
Herr Rechtsanwalt Karl Gaedt aus Braunschweig

mit Urkunde vom 28.08.2012

Verstorbene rechtsanwälte

Wir gedenken unserer Kollegin, Frau Rechts-
anwältin Birgit Kuhnt aus Wolfenbüttel, gebo-
ren am 05.02.1959 und gestorben am
26.06.2012 in Wolfenbüttel. Sie war seit dem
23.06.1995 zur Anwaltschaft zugelassen.
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Rechtsanwälte/innen:

30 Jahre
Folgende Kollegen sind von Januar bis August  1982 zur Anwalt-
schaft zugelassen worden:
Herr Rechtsanwalt und Notar Bernd-Christian Romppel aus Göttingen 
Herr Rechtsanwalt Klaus D. Kunze aus Uslar 
Frau Rechtsanwältin Marlies Debrodt aus Hann. Münden 
Herr Rechtsanwalt und Notar Harald Pickenpack aus Göttingen 
Herr Rechtsanwalt Volker Fehrensen aus Göttingen 
Herr Rechtsanwalt Andreas Sandvoss aus Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt und Notar Christian Thies aus Wolfsburg 
Herr Rechtsanwalt und Notar Henning Müller aus Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt Dieter Locke aus Göttingen 
Herr Rechtsanwalt Klaus Wienecke aus Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt Achim Hirdes aus  Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt Holger Giebel aus Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt Siegfried Hoffmann aus Seesen 
Herr Rechtsanwalt und Notar Heinz Arend aus Göttingen 
Herr Rechtsanwalt und Notar Karl-August Püschel aus Goslar 
Frau Rechtsanwältin Ulrike Gabriel-Wille aus Braunschweig 
Herr Rechtsanwalt und Notar Heinrich Laves aus Einbeck 

Mitarbeiter:

25 Jahre
Frau Kathrina Zichy trat am 01.08.1987 als Auszubildende zur
Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten in das Braunschweiger
Büro der Appelhagen Partnerschaft ein. Nach erfolgreichem Ab-
schluss der Ausbildung arbeitete sie viele Jahre für Herrn Dr. Ap-
pelhagen und später auch als Systembetreuerin. Seit 2001 ist sie

als Büroleiterin für  beide Standorte  der Kanzlei  tätig. Die Kanz-
lei dankt herzlich  für die bisherig geleistete Arbeit, Treue und Loy-
alität und freut sich auf eine weitere erfolgreiche Zusammenarbeit,
sowie weitere gemeinsame glückliche Jahre.

20 Jahre
Die Kanzlei Lichtsinn & Jenrich dankt ihrer Mitarbeiterin Frau Karo-
line Hamel für 20 Jahre hervorragende Zusammenarbeit, Treue und
Loyalität und freut sich auf eine weitere gute und erfolgreiche Zu-
sammenarbeit sowie weitere gemeinsame Jahre.

Am 01.08.1992 trat Frau Ilka Luptowicz als Auszubildende zur
Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten in das Braunschweiger
Büro der Appelhagen Partnerschaft ein. Nach erfolgreichem Ab-
schluss ihrer Ausbildung wurde sie in ein Angestelltenverhältnis
übernommen. Sie ist bei Kollegen und Mitarbeitern aufgrund ihres
Engagements und ihrer zuvorkommenden Art sehr geschätzt. Das
Büro dankt für die bisherig geleistete Arbeit und freut sich auf wei-
tere gemeinsame erfolgreiche Jahre.

Frau Silvia Owczorz-Neugebauer hat ebenfalls  vor 20 Jahren ihre
Tätigkeit als Notariatsfachangestellte im Büro Appelhagen Partner-
schaft begonnen. Die Kanzlei möchte ihr  für die bisherig geleiste-
te Arbeit, Treue und Loyalität danken und freut sich auf eine weite-
re  gute und erfolgreiche Zusammenarbeit, sowie weitere gemein-
same Jahre.

10  Jahre
Frau Monika Justus ist seit dem 19.08.2002 als Buchhalterin im
Büro Appelhagen Partnerschaft tätig. Sie ist bei Kollegen und Mit-
arbeitern aufgrund ihres beruflichen Engagements und ihrer zuvor-
kommenden Art sehr geschätzt. Die Kanzlei Appelhagen dankt für
die bisherig  geleistete Arbeit und freut sich auf weitere gemeinsa-
me erfolgreiche Jahre. 

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit
zurück blicken können.

      

Immobi l ienberatung i s t  Kümmern!

Wer bei Rechtsfragen
auf Sicherheit wert legt,
geht zum Fachanwalt -
wer eine Immobilie
verkaufen will,
geht zum PROFI-Makler!

Proficon GmbH · Ritterbrunnen 6 · 38100 Braunschweig

☎ (0531) 239 2820 · www.proficon-immobilien.de
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Veranstaltungen

Seminare/Fortbildungen

Die aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie rechtzeitig als Einleger  in der Kammermitteilung
oder ab sofort auf unserer Internetseite www.rak-braunschweig unter der Rubrik “Mitglieder/Fortbildung und Termine“. 

Soweit nicht anders angegeben, finden die Seminare im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer, 2. Etage, Bruchtorwall
12, 38100 Braunschweig statt.

10.10.2012 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent Rechtsanwalt Böthling

24.10.2012 Praktikerseminar Arbeitsrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO 

Referent Rechtsanwalt Dr. Bührig

31.10.2012 Spezialfragen zum Unterhaltsrecht
13:30 – 19:00 Uhr Volljährigenunterhalt, Elternunterhalt, Enkelunterhalt

Anerkennung gem. § 15 FAO 
Referent Rechtsanwalt Duderstadt

07.11.2012 Aktuelle  Entwicklungen im
13:30 – 19:00 Uhr Miet-und Wohnungseigentumsrecht

Anerkennung gem. § 15 FAO 
Referent Rechtsanwalt Dr. Winkler
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Konfliktmanagementkongress am 06. Oktober
am Landgericht Hannover
Sehr geehrte Damen und Herren,
Konflikt und Aggression stehen im Mittelpunkt justizieller Ar-
beit. Für die konsensuale Streitlösung kommt der Aspekt der
Kooperation hinzu. Seit jeher bemühen sich verschiedene
wissenschaftliche Disziplinen um Zugang zu diesen Phäno-
menen, besonders spannende Erkenntnisse und vielverspre-
chende Perspektiven gerade für die Mediation generiert die
moderne Neurobiologie. Ich freue mich auf die Impulse, die
Professor Bauer hierzu dem Kongress gleichsam aus erster
Hand geben wird.
Ein besonders interessanter Bereich für die konsensuale Kon-
fliktlösung stellt das Gesundheitswesen dar. Dies betrifft die
Arzt-Patient-Beziehung ebenso wie die Konfliktstruktur und –
kultur im Krankenhaus, einem in vielerlei Hinsicht besonde-
ren Arbeits- und Verantwortungsbereich. Für beide Felder
hält die konsensuale Streitbearbeitung innovative Antworten
auf drängender werdende Fragen und Probleme bereit.
Wenn in diesem Sinne die Mediation als Therapie verstan-
den werden kann, so überrascht es nicht, wenn auch diese
spezifische Therapie Risiken und Nebenwirkungen hat. Der
Hochkonflikt und der Umgang mit Traumata jedenfalls stellen
Mediatorinnen und Mediatoren vor große Herausforderun-
gen.
Wir wollen uns ferner mit kreativen Methoden der Konflikt-
bearbeitung befassen. Denn das Methoden-Portfolio zu ver-
größern, ist gewiss ein wesentlicher Schlüssel zum Erfolg.
Nicht zuletzt widmen wir uns einem Bereich, der unter dem
Begriff Restorative Justice für einige Furore sorgt – längst
über den engen Bereich einer alternativen Strafrechtspflege
hinaus.
Zu unserem nun bereits 9. Konfliktmanagementkongress
möchte ich Sie herzlich nach Hannover einladen.
Ihr
Bernd Busemann
Niedersächsischer Justizminister
Nähere Informationen erhalten Sie unter www.km-kon-
gress.de

6. Hannoveraner ZPO-Symposium am 20.Okt-
ober 2012
Am Samstag, den 20. Oktober 2012 veranstaltet das Institut
für Prozess- und Anwaltsrecht in Zusammenarbeit mit der
Rechtsanwaltskammer Celle und der Neuen Juristischen Wo-

chenschrift (NJW) das 6. Hannoveraner ZPO-Symposium
zum Thema „Alternativlos zahlen – Verfahrensrechtliche Al-
ternativen gegen überlange Verfahren“.
Für das Institut für Prozess- und Anwaltsrecht haben Professor
Dr. Reinhard Gaier, Richter des Bundesverfassungsgerichts,
Professor Dr. Volker Vorwerk, Rechtsanwalt beim Bundesge-
richtshof und Professor Dr. Christian Wolf die wissenschaftli-
che Verantwortung für das Symposium übernommen.
Die Teilnahme an dem Symposium ist kostenlos. Aufgrund
der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung per Tele-
fax 0511-762-19840 oder per E-Mail: symposion@jura.uni-
hannover.de möglichst bis zum 05.10.2012 erbeten.

3. Niedersächsischer Landesanwaltstag am 16.
November 2012 in Braunschweig 
Der Niedersächsische Anwalt- und Notarverband im Deut-
schen Anwaltsverein e.V. richtet  den 3. Niedersächsischen
Landesanwaltstag in diesem Jahr  nach Hannover und Os-
nabrück erstmals in Braunschweig aus. Der Landesanwalts-
tag wird seit 2010 wechselnd in verschiedenen Nieder-
sächsischen Regionen ausgerichtet.
Auch in diesem Jahr widmet sich der Anwaltstag europa-
rechtlichen Themen. Zudem werden Seminare namhafter Re-
ferenten angeboten.
Näheres erfahren Sie unter : www.landesanwaltstag-nieder-
sachsen.de

4. Kongress  Die Strafjustiz in Niedersachen 
Am 28. September 2012 im Landgericht Braunschweig,
Münzstraße 17, 38100 Braunschweig
Auch in diesem Jahr findet, zum ersten Mal in Braunschweig,
wieder der Kongress „Die Strafjustiz in Niedersachsen“ statt,
auf dem die verschiedenen Akteure der Strafjustiz miteinan-
der im Gespräch sein werden. Es wird über aktuelle Fragen
vornehmlich aus dem Justizalltag diskutiert und auch gestrit-
ten werden. 

Anmeldung: 
RA Bertram Börner
Hohenzollernstraße 31
30161 Hannover
Tel.: 0511 – 38 39 70
Fax: 0511 – 38 39 788
Email: ra.boerner@t-online.de 
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elFCuP 2013 in Belgien

Wo lässt sich ein europäisches Fußballturnier besser austragen als in der europäischen Metropole Brüssel? 

Die Fußballeuropameisterschaft der Rechtsanwälte im nächsten Jahr findet vom 15.-21. Mai 2013 in Belgien statt. ELFCUP
steht für European Lawyers Football Cup und wird alle zwei Jahre in einem anderen europäischen Land ausgetragen. 

Im vergangenen Jahr 2011 kamen die Anwälte in Dublin, Irland, zusammen. Der Sieger des Turniers war Rome Dream Team
aus Italien vor den Kollegen aus Ankara und Team Bosphorus, beide aus der Türkei.

Für die Fußballbegegnung im nächsten Jahr konnte der ehemaliger Welttorhüter und die Nr. 1 bei Bayern München, Jean-
Marie Pfaff, als Schirmherr gewonnen werden. Der sympathische Belgier ist der Anfrage des Veranstalters gerne nachge-
kommen, denn noch immer schlägt sein Herz natürlich für den Fußball und gerne ist er Botschafter des ELFCUP 2013.

Weitere Informationen zum Turnier in fünf Sprachen gibt es unter: 
www.elfcup.com
oder
direkt beim Veranstalter:
Jochen Schneider
Veranstalter ELFCUP 2013
Organisation Bureau
Löwengasse 27 C
60385 Frankfurt am Main
Germany
Phone 0049-69-945 08 444
Fax 0049-69-945 08 446
info@elfcup.com
www.elfcup.com
www.facebook.com/pages/ELFCUP-European-Lawyers-Football-Cup
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Fachexkursion nach Peking

Die Notarkammer plant für ihre Mitglieder im März 2013 eine Fachexkursion nach China.. Da sich bisher nicht genügend
Interessenten gefunden haben, besteht noch die Möglichkeit  für interessierte Kollegen an der Reise teilzunehmen.  Nähe-
res entnehmen Sie bitte dem nachstehenden  Aufruf.



Informationen zu den Girokonto-Wechsel-Wochen 
erhalten Sie telefonisch: 0531/4712-345 oder 
eröffnen Sie Ihr Girokonto gleich im Internet: 
psd-braunschweig.de/girodirekt

PSD Bank, Altstadtmarkt 11, 38100 Braunschweig

Das sollten Sie wissen: Die erste Gehaltszahlung muss bis 05.03.2013 eingegangen sein. 
Nach diesem Datum erfolgt die Gewinnermittlung. Gewinnberechtigt sind alle volljährigen 
Neu- und Bestandskunden aus dem Geschäftsgebiet der PSD Bank Braunschweig eG 
(Nieder sachsen und Sachsen-Anhalt), die bis zum 30.11.2012 ein PSD GiroDirekt oder 
PSD JugendDirekt eröffnen. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Giro wechseln –
iPad gewinnen!
Nutzen Sie die Girokonto-Wechsel-Wochen.
Ziehen Sie bis zum 30. November 2012 mit Ihrem Gehalts konto zur beliebtesten Regionalbank 
um – sichern Sie sich dauerhaft alle  Vorteile und gewinnen Sie jetzt eines von 10 iPads.

Kann Ihr Giro-Konto das auch?
 Kostenlose Kontoführung ohne Mindestgehaltseingang
 Kostenlos Bargeld in der PSD Bank und viermal im Monat 
an über 19.300 Geldautomaten der Volksbanken

 Kostenloser Kontoauszug per Post oder online
 Kostenloser Konto-Umzugs-Service
 Kostenlose ec-Karte



Maul-Druck GmbH & Co. KG

Senefelderstraße 20
38124 Braunschweig

Telefon 0531-261280
www.mauldruck.de

AUSDRUCK?
»Unsere Möglichkeiten 
gehen über Standard 
weit hinaus.«

Das macht uns gut 
und ein Quäntchen besser.


